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RICHTLINIE 2008/48/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS 
UND DES RATES 

vom 23. April 2008 

über Verbraucherkreditverträge und zur Aufhebung der Richtlinie 
87/102/EWG des Rates 

KAPITEL I 

GEGENSTAND, GELTUNGSBEREICH UND BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 

Artikel 1 

Gegenstand 

Ziel dieser Richtlinie ist die Harmonisierung bestimmter Aspekte der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über Verbrau­
cherkreditverträge. 

Artikel 2 

Geltungsbereich 

(1) Diese Richtlinie gilt für Kreditverträge. 

(2) Diese Richtlinie gilt nicht für: 

a) Kreditverträge, die entweder durch eine Hypothek oder eine ver­
gleichbare Sicherheit, die in einem Mitgliedstaat gewöhnlich für un­
bewegliches Vermögen genutzt wird, oder durch ein Recht an unbe­
weglichem Vermögen gesichert sind; 

b) Kreditverträge, die für den Erwerb oder die Erhaltung von Eigen­
tumsrechten an einem Grundstück oder einem bestehenden oder ge­
planten Gebäude bestimmt sind; 

c) Kreditverträge, bei denen der Gesamtkreditbetrag weniger als 
200 EUR oder mehr als 75 000 EUR beträgt; 

d) Miet- oder Leasingverträge, bei denen weder in dem Vertrag selbst 
noch in einem gesonderten Vertrag eine Verpflichtung zum Erwerb 
des Miet- bzw. Leasinggegenstands vorgesehen ist; von einer sol­
chen Verpflichtung ist auszugehen, wenn der Kreditgeber darüber 
einseitig entscheidet; 

e) Kreditverträge in Form von Überziehungsmöglichkeiten, bei denen 
der Kredit binnen eines Monats zurückzuzahlen ist; 

f) zins- und gebührenfreie Kreditverträge und Kreditverträge, nach de­
nen der Kredit binnen drei Monaten zurückzuzahlen ist und bei 
denen nur geringe Kosten anfallen; 

g) Verträge über Kredite, die Arbeitnehmern vom Arbeitgeber als Ne­
benleistung zinsfrei oder zu einem niedrigeren effektiven Jahreszins 
als dem marktüblichen gewährt werden und die nicht der breiten 
Öffentlichkeit angeboten werden; 

▼B
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h) Kreditverträge, die mit einer Wertpapierfirma im Sinne des Artikels 
4 Absatz 1 der Richtlinie 2004/39/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 21. April 2004 über Märkte für Finanzinstru­
mente ( 1 ) oder mit Kreditinstituten im Sinne des Artikels 4 der Richt­
linie 2006/48/EG geschlossen werden und die es einem Anleger 
erlauben sollen, ein Geschäft zu tätigen, das eines oder mehrere 
der in Anhang I Abschnitt C der Richtlinie 2004/39/EG genannten 
Instrumente betrifft, wenn die Wertpapierfirma oder das Kreditinsti­
tut, die/das den Kredit gewährt, an diesem Geschäft beteiligt ist; 

i) Kreditverträge, die Ergebnis eines Vergleichs vor einem Richter oder 
einer anderen gesetzlich befugten Stelle sind; 

j) Kreditverträge, die die unentgeltliche Stundung einer bestehenden 
Forderung zum Gegenstand haben; 

k) Kreditverträge, nach deren Abschluss der Verbraucher zur Hinterle­
gung eines Gegenstands als Sicherheit beim Kreditgeber verpflichtet 
ist und bei denen sich die Haftung des Verbrauchers ausschließlich 
auf diesen Pfandgegenstand beschränkt; 

l) Kreditverträge, die Darlehen zum Gegenstand haben, die einem be­
grenzten Kundenkreis im Rahmen gesetzlicher Bestimmungen im 
Gemeinwohlinteresse gewährt werden, sei es zu einem niedrigeren 
als dem marktüblichen Zinssatz oder zinslos oder zu anderen, für den 
Verbraucher günstigeren als den marktüblichen Bedingungen und zu 
Zinssätzen, die nicht über den marktüblichen Zinssätzen liegen. 

▼M2 
(2a) Ungeachtet des Absatzes 2 Buchstabe c gilt diese Richtlinie für 
unbesicherte Kreditverträge, die zum Zwecke der Renovierung einer 
Wohnimmobilie abgeschlossen werden und bei denen der Gesamtkredit­
betrag mehr als 75 000 EUR beträgt. 

▼B 
(3) Auf Kreditverträge in Form einer Überziehungsmöglichkeit, bei 
denen der Kredit nach Aufforderung oder binnen drei Monaten zurück­
zuzahlen ist, finden lediglich die Artikel 1 bis 3, Artikel 4 Absatz 1, 
Artikel 4 Absatz 2 Buchstaben a bis c, Artikel 4 Absatz 4, die Artikel 6 
bis 9, Artikel 10 Absatz 1, Artikel 10 Absatz 4 und Absatz 5, Artikel 12, 
Artikel 15, Artikel 17 sowie die Artikel 19 bis 32 Anwendung. 

(4) Auf Kreditverträge in Form von Überschreitung finden lediglich 
die Artikel 1 bis 3, 18, 20 sowie 22 bis 32 Anwendung. 

(5) Die Mitgliedstaaten können festlegen, dass lediglich die Artikel 1 
bis 4, 6, 7 und 9, Artikel 10 Absatz 1, Absatz 2 Buchstaben a bis h 
sowie Buchstabe l, Artikel 10 Absatz 4 sowie die Artikel 11, 13 und 16 
bis 32 für Kreditverträge gelten, die von einer Organisation geschlossen 
werden, die 

a) zum gegenseitigen Nutzen ihrer Mitglieder eingerichtet wurde, 

b) Gewinne ausschließlich für ihre Mitglieder erzielt, 

c) einen nach innerstaatlichen Rechtsvorschriften vorgeschriebenen so­
zialen Zweck erfüllt, 

d) nur von ihren Mitgliedern Ersparnisse erhält und verwaltet und auch 
nur für ihre Mitglieder Finanzierungsquellen erschließt und 

e) Kredite auf der Grundlage eines effektiven Jahreszinses gewährt, der 
unter den marktüblichen Zinssätzen liegt oder durch innerstaatliches 
Recht nach oben hin begrenzt ist, 

▼B 

( 1 ) ABl. L 145 vom 30.4.2004, S. 1. Zuletzt geändert durch die Richtlinie 
2008/10/EG (ABl. L 76 vom 19.3.2008, S. 33).
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und deren Mitgliedschaft auf Personen beschränkt ist, die in einem 
bestimmten Bezirk wohnen oder beschäftigt sind, als Arbeitnehmer 
oder Rentner bei einem bestimmten Arbeitgeber beschäftigt sind bzw. 
waren oder auf Personen, die andere Anforderungen erfüllen, die nach 
innerstaatlichem Recht die Voraussetzung für das Bestehen einer ge­
meinsamen Verbindung zwischen den Mitgliedern bilden. 

Die Mitgliedstaaten können Kreditverträge, die von einer solchen Orga­
nisation geschlossen werden, vom Geltungsbereich dieser Richtlinie aus­
nehmen, wenn der Gesamtwert aller bestehenden Kreditverträge der 
Organisation im Verhältnis zum Gesamtwert aller bestehenden Kredit­
verträge in dem Mitgliedstaat, in dem die Organisation niedergelassen 
ist, unbedeutend ist und der Gesamtwert aller bestehenden Kreditver­
träge aller derartigen Organisationen in dem betreffenden Mitgliedstaat 
weniger als 1 % des Gesamtwerts aller bestehenden Kreditverträge in 
diesem Mitgliedstaat ausmacht. 

Die Mitgliedstaaten überprüfen jährlich, ob die Voraussetzungen für die 
Anwendung derartiger Ausnahmen weiterhin erfüllt sind, und ergreifen 
Maßnahmen, um die Ausnahmen zu widerrufen, wenn sie zu der Auf­
fassung gelangen, dass die Voraussetzungen nicht mehr erfüllt sind. 

(6) Die Mitgliedstaaten können festlegen, dass für Kreditverträge, die 
vorsehen, dass Kreditgeber und Verbraucher Vereinbarungen über 
Stundungs- oder Rückzahlungsmodalitäten treffen, wenn der Verbrau­
cher seinen Verpflichtungen aus dem ursprünglichen Kreditvertrag nicht 
nachgekommen ist, lediglich die Artikel 1 bis 4, 6, 7, 9, Artikel 10 
Absatz 1, Artikel 10 Absatz 2 Buchstaben a bis i, l und r, Artikel 10 
Absatz 4 sowie die Artikel 11, 13, 16 und 18 bis 32 gelten, sofern 

a) durch solche Vereinbarungen voraussichtlich ein Gerichtsverfahren 
wegen Nichterfüllung der Zahlungsverpflichtungen vermieden wer­
den kann und 

b) der Verbraucher dadurch im Vergleich zum ursprünglichen Kredit­
vertrag nicht schlechter gestellt wird. 

Fällt der Kreditvertrag jedoch unter Absatz 3, so gelten nur die Bestim­
mungen jenes Absatzes. 

Artikel 3 

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck 

a) „Verbraucher“ eine natürliche Person, die bei den von dieser Richt­
linie erfassten Geschäften zu einem Zweck handelt, der nicht ihrer 
beruflichen oder gewerblichen Tätigkeit zugerechnet werden kann; 

b) „Kreditgeber“ eine natürliche oder juristische Person, die in Aus­
übung ihrer gewerblichen oder beruflichen Tätigkeit einen Kredit 
gewährt oder zu gewähren verspricht; 

c) „Kreditvertrag“ einen Vertrag, bei dem ein Kreditgeber einem Ver­
braucher einen Kredit in Form eines Zahlungsaufschubs, eines Dar­
lehens oder einer sonstigen ähnlichen Finanzierungshilfe gewährt 
oder zu gewähren verspricht; ausgenommen sind Verträge über 
die wiederkehrende Erbringung von Dienstleistungen oder über 
die Lieferung von Waren gleicher Art, bei denen der Verbraucher 
für die Dauer der Erbringung oder Lieferung Teilzahlungen für 
diese Dienstleistungen oder Waren leistet; 

▼B
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d) „Überziehungsmöglichkeit“ einen ausdrücklichen Kreditvertrag, bei 
dem der Kreditgeber dem Verbraucher Beträge zur Verfügung stellt, 
die das aktuelle Guthaben auf dem laufenden Konto des Verbrau­
chers überschreiten; 

e) „Überschreitung“ eine stillschweigend akzeptierte Überziehung, bei 
der der Kreditgeber dem Verbraucher Beträge zur Verfügung stellt, 
die das aktuelle Guthaben auf dem laufenden Konto des Verbrau­
chers oder die vereinbarte Überziehungsmöglichkeit überschreiten; 

f) „Kreditvermittler“ eine natürliche oder juristische Person, die nicht 
als Kreditgeber handelt und die in Ausübung ihrer gewerblichen 
oder beruflichen Tätigkeit gegen ein Entgelt, das aus einer Geldzah­
lung oder einem sonstigen vereinbarten wirtschaftlichen Vorteil be­
stehen kann, 

i) Verbrauchern Kreditverträge vorstellt oder anbietet, 

ii) Verbrauchern bei anderen als den in Ziffer i genannten Vor­
arbeiten zum Abschluss von Kreditverträgen behilflich ist oder 

iii) für den Kreditgeber Kreditverträge mit den Verbrauchern ab­
schließt; 

g) „Gesamtkosten des Kredits für den Verbraucher“ sämtliche Kosten, 
einschließlich der Zinsen, Provisionen, Steuern und Kosten jeder Art 
— ausgenommen Notargebühren —, die der Verbraucher im Zu­
sammenhang mit dem Kreditvertrag zu zahlen hat und die dem 
Kreditgeber bekannt sind; Kosten für Nebenleistungen im Zusam­
menhang mit dem Kreditvertrag, insbesondere Versicherungsprä­
mien, sind ebenfalls enthalten, wenn der Abschluss des Vertrags 
über diese Nebenleistung eine zusätzliche zwingende Voraussetzung 
dafür ist, dass der Kredit überhaupt oder nach den vorgesehenen 
Vertragsbedingungen gewährt wird; 

h) „vom Verbraucher zu zahlender Gesamtbetrag“ die Summe des Ge­
samtkreditbetrags und der Gesamtkosten des Kredits für den Ver­
braucher; 

i) „effektiver Jahreszins“ die Gesamtkosten des Kredits für den Ver­
braucher, die als jährlicher Prozentsatz des Gesamtkreditbetrags aus­
gedrückt sind, soweit zutreffend einschließlich der Kosten gemäß 
Artikel 19 Absatz 2; 

j) „Sollzinssatz“ den als festen oder variablen periodischen Prozentsatz 
ausgedrückten Zinssatz, der auf jährlicher Basis auf die in Anspruch 
genommenen Kredit-Auszahlungsbeträge angewandt wird; 

k) „fester Sollzinssatz“ wenn der Kreditgeber und der Verbraucher im 
Kreditvertrag einen einzigen Sollzinssatz für die gesamte Laufzeit 
des Kreditvertrags oder mehrere Sollzinssätze für verschiedene Teil­
zeiträume der Gesamtlaufzeit vereinbaren, wobei ausschließlich ein 
bestimmter fester Prozentsatz zugrunde gelegt wird. Sind in dem 
Kreditvertrag nicht alle Sollzinssätze festgelegt, so gilt der Sollzins­
satz nur für diejenigen Teilzeiträume der Gesamtlaufzeit als verein­
bart, für die die Sollzinssätze ausschließlich durch einen bei Ab­
schluss des Kreditvertrags vereinbarten bestimmten festen Prozent­
satz festgelegt wurden; 

l) „Gesamtkreditbetrag“ die Obergrenze oder die Summe aller Beträge, 
die aufgrund eines Kreditvertrags zur Verfügung gestellt werden; 

m) „dauerhafter Datenträger“ jedes Medium, das es dem Verbraucher 
gestattet, an ihn persönlich gerichtete Informationen derart zu spei­
chern, dass er sie in der Folge für eine den Zwecken der Informa­
tionen angemessene Dauer einsehen kann, und das die unveränderte 
Wiedergabe der gespeicherten Informationen ermöglicht; 

▼B
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n) „verbundener Kreditvertrag“ einen Kreditvertrag, bei dem 

i) der betreffende Kredit ausschließlich der Finanzierung eines Ver­
trags über Lieferung bestimmter Waren oder die Erbringung 
einer bestimmten Dienstleistung dient und 

ii) diese beiden Verträge objektiv betrachtet eine wirtschaftliche 
Einheit bilden; von einer wirtschaftlichen Einheit ist auszugehen, 
wenn der Warenlieferant oder der Dienstleistungserbringer den 
Kredit zugunsten des Verbrauchers finanziert oder wenn sich der 
Kreditgeber im Falle der Finanzierung durch einen Dritten bei 
der Vorbereitung oder dem Abschluss des Kreditvertrags der 
Mitwirkung des Warenlieferanten oder des Dienstleistungserbrin­
gers bedient oder wenn im Kreditvertrag ausdrücklich die spezi­
fischen Waren oder die Erbringung einer spezifischen Dienstleis­
tung angegeben sind. 

KAPITEL II 

INFORMATIONSPFLICHTEN UND VORVERTRAGLICHE PFLICHTEN 

Artikel 4 

Standardinformationen, die in die Werbung aufzunehmen sind 

(1) Werden in der Werbung für Kreditverträge Zinssätze oder sons­
tige, auf die Kosten eines Kredits für den Verbraucher bezogene Zahlen 
genannt, so muss die Werbung die in diesem Artikel angegebenen Stan­
dardinformationen enthalten. 

Diese Verpflichtung gilt nicht, wenn innerstaatliche Vorschriften ver­
langen, dass bei der Werbung für Kreditverträge, die keine Angaben 
über den Zinssatz oder Zahlenangaben über dem Verbraucher entste­
hende Kosten des Kredits im Sinne von Unterabsatz 1 enthält, der 
effektive Jahreszins anzugeben ist. 

(2) Die Standardinformationen nennen folgende Elemente in klarer, 
prägnanter und auffallender Art und Weise anhand eines repräsentativen 
Beispiels: 

a) fester oder variabler Sollzinssatz oder fester und variabler Sollzins­
satz, zusammen mit Einzelheiten aller für den Verbraucher anfallen­
den, in die Gesamtkreditkosten einbezogenen Kosten; 

b) Gesamtkreditbetrag; 

c) effektiver Jahreszins; die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass bei 
Kreditverträgen im Sinne des Artikels 2 Absatz 3 kein effektiver 
Jahreszins angegeben werden muss; 

d) falls zutreffend, Laufzeit des Kreditvertrags; 

e) im Falle eines Kredits in Form eines Zahlungsaufschubs für eine 
bestimmte Ware oder Dienstleistung, Barzahlungspreis und Betrag 
etwaiger Anzahlungen und 

▼B
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f) gegebenenfalls vom Verbraucher zu zahlender Gesamtbetrag sowie 
der Betrag der Teilzahlungen. 

(3) Ist der Abschluss eines Vertrags über die Inanspruchnahme einer 
Nebenleistung, insbesondere eines Versicherungsvertrags, im Zusam­
menhang mit dem Kreditvertrag zwingende Voraussetzung dafür, dass 
der Kredit überhaupt oder nach den vorgesehenen Vertragsbedingungen 
gewährt wird, und können die Kosten der Nebenleistung nicht im Vo­
raus bestimmt werden, so ist auf die Verpflichtung zum Abschluss jenes 
Vertrags ebenfalls in klarer, prägnanter Form an optisch hervorgeho­
bener Stelle zusammen mit dem effektiven Jahreszinssatz hinzuweisen. 

(4) Dieser Artikel gilt unbeschadet der Richtlinie 2005/29/EG. 

Artikel 5 

Vorvertragliche Informationen 

(1) Rechtzeitig bevor der Verbraucher durch einen Kreditvertrag oder 
ein Angebot gebunden ist, gibt der Kreditgeber und gegebenenfalls der 
Kreditvermittler dem Verbraucher auf der Grundlage der vom Kredit­
geber angebotenen Kreditbedingungen und gegebenenfalls der vom Ver­
braucher geäußerten Präferenzen und vorgelegten Auskünfte die Infor­
mation, die der Verbraucher benötigt, um verschiedene Angebote zu 
vergleichen und eine fundierte Entscheidung darüber zu treffen, ob er 
einen Kreditvertrag schließen will. Diese Informationen werden auf Pa­
pier oder einem anderen dauerhaften Datenträger mittels des Formulars 
„Europäische Standardinformationen für Verbraucherkredite“ in Anhang 
II mitgeteilt. Die Informationspflichten des Kreditgebers nach diesem 
Absatz und nach Artikel 3 Absätze 1 und 2 der Richtlinie 2002/65/EG 
gelten als erfüllt, wenn er das Formular „Europäische Standardinforma­
tionen für Verbraucherkredite“ vorgelegt hat. 

Diese Informationen müssen Folgendes erläutern: 

a) die Art des Kredits; 

b) die Identität und die Anschrift des Kreditgebers sowie gegebenen­
falls die Identität und die Anschrift des beteiligten Kreditvermittlers; 

c) den Gesamtkreditbetrag und die Bedingungen für die Inanspruch­
nahme; 

d) die Laufzeit des Kreditvertrags; 

e) bei Krediten in Form eines Zahlungsaufschubs für eine bestimmte 
Ware oder Dienstleistung und bei verbundenen Kreditverträgen die 
Ware oder die Dienstleistung und den Barzahlungspreis; 

f) den Sollzinssatz, die Bedingungen für die Anwendung des Sollzins­
satzes und, soweit vorhanden, Indizes oder Referenzzinssätze, die 
auf den anfänglichen Sollzinssatz Anwendung finden, ferner die 
Zeiträume, Bedingungen und die Art und Weise der Anpassung 
des Sollzinssatzes. Gelten unter bestimmten Umständen unterschied­
liche Sollzinssätze, so sind die oben genannten Informationen für 
alle anzuwendenden Sollzinssätze zu erteilen; 

▼B
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g) den effektiven Jahreszins und den vom Verbraucher zu zahlenden 
Gesamtbetrag, erläutert durch ein repräsentatives Beispiel unter An­
gabe sämtlicher in die Berechnung des Jahreszinses einfließenden 
Annahmen; hat der Verbraucher dem Kreditgeber seine Wünsche in 
Bezug auf eines oder mehrere Elemente seines Kredits mitgeteilt, 
beispielsweise in Bezug auf die Laufzeit des Kreditvertrags oder den 
Gesamtkreditbetrag, so muss der Kreditgeber diese Elemente be­
rücksichtigen; sofern ein Kreditvertrag unterschiedliche Verfahren 
der Inanspruchnahme mit jeweils unterschiedlichen Entgelten oder 
Sollzinssätzen vorsieht, und der Kreditgeber die Vermutung nach 
Anhang I Teil II Buchstabe b trifft, so weist er darauf hin, dass 
andere Mechanismen der Inanspruchnahme bei der Art des Kredit­
vertrags zu einem höheren effektiven Jahreszins führen können; 

h) den Betrag, die Anzahl und die Periodizität der vom Verbraucher zu 
leistenden Zahlungen und gegebenenfalls die Reihenfolge, in der die 
Zahlungen auf verschiedene ausstehende Restbeträge, für die unter­
schiedliche Sollzinssätze gelten, zum Zwecke der Rückzahlung an­
gerechnet werden; 

i) gegebenenfalls die Entgelte für die Führung eines oder mehrerer 
Konten für die Buchung der Zahlungsvorgänge und der in Anspruch 
genommenen Kreditbeträge, es sei denn, die Eröffnung eines ent­
sprechenden Kontos ist fakultativ, zusammen mit den Entgelten für 
die Verwendung eines Zahlungsmittels, mit dem sowohl Zahlungs­
vorgänge als auch Abhebungen getätigt werden können, sonstige 
Entgelte aufgrund des Kreditvertrags und die Bedingungen, unter 
denen diese Entgelte geändert werden können; 

j) falls zutreffend, den Hinweis auf vom Verbraucher bei Abschluss 
des Kreditvertrags zu zahlende Notargebühren; 

k) gegebenenfalls die Verpflichtung, einen mit dem Kreditvertrag zu­
sammenhängenden Vertrag, insbesondere über eine Versicherung, 
abzuschließen, wenn der Abschluss eines solchen Vertrags Voraus­
setzung dafür ist, dass der Kredit überhaupt oder nach den vorgese­
henen Vertragsbedingungen gewährt wird; 

l) den anwendbaren Satz der Verzugszinsen und die Art und Weise 
seiner etwaigen Anpassung sowie gegebenenfalls anfallende Ver­
zugskosten; 

m) einen Warnhinweis zu den Folgen ausbleibender Zahlungen; 

n) die gegebenenfalls verlangten Sicherheiten; 

o) das Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufsrechts; 

p) das Recht auf vorzeitige Rückzahlung und gegebenenfalls die Infor­
mationen zum Anspruch des Kreditgebers auf Entschädigung sowie 
zur Art der Berechnung dieser Entschädigung gemäß Artikel 16; 

q) das Recht des Verbrauchers auf unverzügliche und unentgeltliche 
Unterrichtung gemäß Artikel 9 Absatz 2 über das Ergebnis einer 
Datenbankabfrage zur Beurteilung der Kreditwürdigkeit; 

▼B
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r) das Recht des Verbrauchers, auf Verlangen unentgeltlich eine Kopie 
des Kreditvertragsentwurfs zu erhalten. Diese Bestimmung gilt 
nicht, wenn der Kreditgeber zum Zeitpunkt der Beantragung nicht 
zum Abschluss eines Kreditvertrags mit dem Verbraucher bereit ist 
und 

s) gegebenenfalls den Zeitraum, während dessen der Kreditgeber an 
die vorvertraglichen Informationen gebunden ist. 

▼M3 
Wird in dem Kreditvertrag auf einen Referenzwert im Sinne des Arti­
kels 3 Absatz 1 Nummer 3 der Verordnung (EU) 2016/1011 des Euro­
päischen Parlaments und des Rates ( 1 ) Bezug genommen, teilt der Kre­
ditgeber oder gegebenenfalls der Kreditvermittler dem Verbraucher in 
einem eigenen Dokument, das dem Formular „Europäische Standard­
informationen für Verbraucherkredite“ beigefügt werden kann, den Na­
men des Referenzwerts und seines Administrators sowie dessen mögli­
che Auswirkungen auf den Verbraucher mit. 

▼B 
Etwaige zusätzliche Informationen des Kreditgebers für den Verbrau­
cher sind in einem gesonderten Dokument zu erteilen, das dem betref­
fenden Formular „Europäische Standardinformationen für Verbraucher­
kredite“ beigefügt werden kann. 

(2) Bei fernmündlicher Kommunikation im Sinne von Artikel 3 Ab­
satz 3 der Richtlinie 2002/65/EG muss die nach Artikel 3 Absatz 3 
Buchstabe b zweiter Gedankenstrich der genannten Richtlinie zu lie­
fernde Beschreibung der Hauptmerkmale der Finanzdienstleistung je­
doch zumindest die in Absatz 1 Buchstaben c, d, e, f und h des vor­
liegenden Artikels vorgesehenen Angaben und den anhand eines reprä­
sentativen Beispiels erläuterten effektiven Jahreszins sowie den vom 
Verbraucher zu zahlenden Gesamtbetrag enthalten. 

(3) Wurde der Vertrag auf Ersuchen des Verbrauchers mittels eines 
Fernkommunikationsmittels geschlossen, das die Erteilung der Informa­
tionen gemäß Absatz 1 nicht gestattet, insbesondere in dem in Absatz 
2 genannten Fall, teilt der Kreditgeber dem Verbraucher unverzüglich 
nach Abschluss des Kreditvertrags die vollständigen vorvertraglichen 
Informationen mittels des Formulars für Europäische Standardinforma­
tionen für Verbraucherkredite mit. 

(4) Auf Verlangen erhält der Verbraucher zusätzlich zu dem Formu­
lar „Europäische Standardinformationen für Verbraucherkredite“ unent­
geltlich eine Kopie des Kreditvertragsentwurfs. Diese Bestimmung gilt 
nicht, wenn der Kreditgeber zum Zeitpunkt der Beantragung nicht zum 
Abschluss eines Kreditvertrags mit dem Verbraucher bereit ist. 

(5) Dienen bei einem Kreditvertrag vom Verbraucher geleistete Zah­
lungen nicht der unmittelbaren Tilgung seiner Schuld im Verhältnis zum 
Gesamtkreditbetrag, sondern der Bildung von Kapital innerhalb der 
Zeiträume und zu den Bedingungen, die im Kreditvertrag oder in einem 
Zusatzvertrag zum Kreditvertrag vorgesehen sind, so muss aus den nach 
Absatz 1 bereitgestellten vorvertraglichen Informationen klar und präg­
nant hervorgehen, dass der Kreditvertrag oder der Zusatzvertrag keine 
Garantie für die Rückzahlung des aufgrund des Kreditvertrags in An­
spruch genommenen Gesamtbetrags vorsieht, es sei denn, eine solche 
Garantie wird gegeben. 

▼B 

( 1 ) Verordnung (EU) 2016/1011 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 8. Juni 2016 über Indizes, die bei Finanzinstrumenten und Finanzkon­
trakten als Referenzwert oder zur Messung der Wertentwicklung eines In­
vestmentfonds verwendet werden, und zur Änderung der Richtlinien 
2008/48/EG und 2014/17/EU sowie der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 
(ABl. L 171 vom 29.6.2016, S. 1).
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(6) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Kreditgeber und gegebe­
nenfalls Kreditvermittler dem Verbraucher angemessene Erläuterungen 
geben, gegebenenfalls durch Erläuterung der vorvertraglichen Informa­
tionen gemäß Absatz 1, der Hauptmerkmale der angebotenen Produkte 
und der möglichen spezifischen Auswirkungen der Produkte auf den 
Verbraucher, einschließlich der Konsequenzen bei Zahlungsverzug des 
Verbrauchers, damit der Verbraucher in die Lage versetzt wird, zu beur­
teilen, ob der Vertrag seinen Bedürfnissen und seiner finanziellen Si­
tuation gerecht wird. Die Mitgliedstaaten können die Art und Weise 
dieser Unterstützung sowie deren Umfang und die Frage, durch wen 
sie zu geben ist, den besonderen Umständen der Situation, in der der 
Kreditvertrag angeboten wird, der Person, der er angeboten wird, und 
der Art des angebotenen Kredits anpassen. 

Artikel 6 

Vorvertragliche Informationspflichten bei bestimmen 
Kreditverträgen in Form von Überziehungsmöglichkeiten und bei 

bestimmten, speziellen Kreditverträgen 

(1) Rechtzeitig bevor der Verbraucher durch einen Kreditvertrag oder 
ein Angebot für einen Kreditvertrag im Sinne von Artikel 2 Absätze 3, 
5 oder 6 gebunden ist, erteilt der Kreditgeber und gegebenenfalls der 
Kreditvermittler dem Verbraucher auf der Grundlage der vom Kredit­
geber angebotenen Kreditbedingungen und gegebenenfalls der vom Ver­
braucher geäußerten Präferenzen und vorgelegten Auskünfte die Infor­
mationen, die der Verbraucher benötigt, um verschiedene Angebote zu 
vergleichen und eine fundierte Entscheidung darüber zu treffen, ob er 
einen Kreditvertrag schließen will. 

Diese Informationen müssen folgende Angaben enthalten: 

a) die Art des Kredits; 

b) die Identität und die Anschrift des Kreditgebers sowie gegebenen­
falls die Identität und die Anschrift des beteiligten Kreditvermittlers; 

c) den Gesamtkreditbetrag; 

d) die Laufzeit des Kreditvertrags; 

e) den Sollzinssatz, die Bedingungen für die Anwendung des Sollzins­
satzes sowie Indizes oder Referenzzinssätze, die auf den anfäng­
lichen Sollzinssatz Anwendung finden; die vom Zeitpunkt des Ver­
tragsabschlusses des Kreditvertrags an zu zahlenden Entgelte und 
gegebenenfalls die Bedingungen, unter denen diese Entgelte geändert 
werden können; 

f) den effektiven Jahreszins, erläutert anhand repräsentativer Beispiele 
unter Angabe sämtlicher in die Berechnung des Jahreszinses einflie­
ßenden Annahmen; 

▼B
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g) die Bedingungen und das Verfahren zur Beendigung des Kreditver­
trags; 

h) bei Kreditverträgen nach Artikel 2 Absatz 3 gegebenenfalls den Hin­
weis, dass der Verbraucher jederzeit zur Rückzahlung des gesamten 
Kreditbetrags aufgefordert werden kann; 

i) den Zinssatz, der im Verzugsfall Anwendung findet, und die Art und 
Weise seiner etwaigen Anpassung sowie gegebenenfalls anfallende 
Verzugskosten; 

j) das Recht des Verbrauchers auf unverzügliche und unentgeltliche 
Unterrichtung gemäß Artikel 9 Absatz 2 über das Ergebnis einer 
Datenbankabfrage zur Beurteilung der Kreditwürdigkeit; 

k) bei Kreditverträgen nach Artikel 2 Absatz 3 Angaben zu den ab 
Abschluss des Kreditvertrags einschlägigen Kosten und, sofern zu­
treffend die Bedingungen, nach denen diese Kosten geändert werden 
können; 

l) gegebenenfalls den Zeitraum, während dessen der Kreditgeber an die 
vorvertraglichen Informationen gebunden ist. 

Diese Informationen werden auf Papier oder einem anderen dauerhaften 
Datenträger mitgeteilt und alle in gleicher Weise optisch hervorgehoben. 
Dies kann mittels des Formulars „Europäische Standardinformationen 
für Verbraucherkredite“ in Anhang III geschehen. Die Informations­
pflichten des Kreditgebers nach dem vorliegenden Absatz und nach 
Artikel 3 Absätze 1 und 2 der Richtlinie 2002/65/EG gelten als erfüllt, 
wenn er das Formular „Europäische Standardinformationen für Verbrau­
cherkredite“ vorgelegt hat. 

(2) Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass bei Kreditverträgen im 
Sinne des Artikels 2 Absatz 3 kein effektiver Jahreszins angegeben 
werden muss. 

(3) Bei Kreditverträgen im Sinne des Artikels 2 Absätze 5 und 6 ist 
der Verbraucher gemäß Absatz 1 des vorliegenden Artikels auch über 
Folgendes zu informieren: 

a) den Betrag, die Anzahl und die Periodizität der vom Verbraucher zu 
leistenden Zahlungen und gegebenenfalls die Reihenfolge, in der die 
Zahlungen auf verschiedene ausstehende Restbeträge, für die unter­
schiedliche Sollzinssätze gelten, zum Zwecke der Rückzahlung ange­
rechnet werden, und 

b) das Recht auf vorzeitige Rückzahlung und gegebenenfalls die Infor­
mationen zum Anspruch des Kreditgebers auf Entschädigung sowie 
zur Art der Festlegung dieser Entschädigung. 

Fällt der Kreditvertrag jedoch unter Artikel 2 Absatz 3, so gelten nur die 
in Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannten Bestimmungen. 

▼B
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(4) Bei fernmündlicher Kommunikation oder falls der Verbraucher 
verlangt, dass die Überziehungsmöglichkeit sofort zur Verfügung steht, 
muss die Beschreibung der Hauptmerkmale der Finanzdienstleistung 
zumindest die in Absatz 1 Buchstaben c, e, f und h vorgesehenen 
Angaben enthalten. Im Falle von Kreditverträgen im Sinne von Absatz 
3 muss die Beschreibung der Hauptmerkmale außerdem eine Bestim­
mung der Laufzeit des Kreditvertrags enthalten. 

(5) Ungeachtet der Ausnahmeregelung des Artikels 2 Absatz 2 Buch­
stabe e sehen die Mitgliedstaaten für Kreditverträge in Form einer Über­
ziehungsmöglichkeit, bei denen der Kredit innerhalb eines Monats zu­
rückzuzahlen ist, zumindest die Anforderungen des Absatzes 4 Satz 1 
des vorliegenden Artikels vor. 

(6) Auf Verlangen erhält der Verbraucher zusätzlich zu den in den 
Absätzen 1 bis 4 genannten Informationen unentgeltlich eine Kopie des 
Kreditvertragsentwurfs mit den vertraglichen Informationen gemäß Ar­
tikel 10, sofern dieser Anwendung findet. Diese Bestimmung gilt nicht, 
wenn der Kreditgeber zum Zeitpunkt der Beantragung nicht zum Ab­
schluss eines Kreditvertrags mit dem Verbraucher bereit ist. 

(7) In dem Fall, dass der Vertrag auf Ersuchen des Verbrauchers 
mittels eines Fernkommunikationsmittels geschlossen wurde, das die 
Erteilung der Informationen gemäß den Absätzen 1 und 3, einschließlich 
der in Absatz 4 genannten Fälle, nicht gestattet, kommt der Kreditgeber 
unverzüglich nach Abschluss des Kreditvertrags seinen Verpflichtungen 
gemäß den Absätzen 1 und 3 nach, indem er dem Verbraucher die 
vertraglichen Informationen gemäß Artikel 10, sofern dieser Anwen­
dung findet, vorlegt. 

Artikel 7 

Ausnahmen von den vorvertraglichen Informationspflichten 

Die Artikel 5 und 6 gelten nicht für Warenlieferanten oder Dienstleis­
tungserbringer, die nur in untergeordneter Funktion als Kreditvermittler 
beteiligt sind. Die Verpflichtung des Kreditgebers, dem Verbraucher die 
in diesen Artikeln genannten vorvertraglichen Informationen mitzutei­
len, wird hiervon nicht berührt. 

Artikel 8 

Verpflichtung zur Bewertung der Kreditwürdigkeit des 
Verbrauchers 

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass vor Abschluss des Kredit­
vertrages der Kreditgeber die Kreditwürdigkeit des Verbrauchers anhand 
ausreichender Informationen bewertet, die er gegebenenfalls beim Ver­
braucher einholt und erforderlichenfalls anhand von Auskünften aus der 
in Frage kommenden Datenbank. Diejenigen Mitgliedstaaten, die die 
Kreditgeber gesetzlich dazu verpflichten, die Kreditwürdigkeit aufgrund 
der Abfrage einer entsprechenden Datenbank zu beurteilen, können 
diese Anforderung beibehalten. 

▼B
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(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass, sofern die Parteien über­
einkommen, den Gesamtkreditbetrag nach Abschluss des Kreditvertra­
ges zu ändern, der Kreditgeber die ihm zur Verfügung stehenden Fi­
nanzinformationen über den Verbraucher auf den neuen Stand bringt 
und die Kreditwürdigkeit des Verbrauchers vor jeder deutlichen Erhö­
hung des Gesamtkreditbetrags bewertet. 

KAPITEL III 

ZUGANG ZU DATENBANKEN 

Artikel 9 

Zugang zu Datenbanken 

(1) Jeder Mitgliedstaat stellt bei grenzüberschreitenden Krediten si­
cher, dass Kreditgeber aus anderen Mitgliedstaaten Zugang zu den in 
seinem Hoheitsgebiet zur Bewertung der Kreditwürdigkeit des Verbrau­
chers verwendeten Datenbanken haben. Der Zugang ist ohne Diskrimi­
nierung zu gewähren. 

(2) Wird ein Kreditantrag aufgrund einer Datenbankabfrage abge­
lehnt, so unterrichtet der Kreditgeber den Verbraucher unverzüglich 
und unentgeltlich über das Ergebnis dieser Abfrage und über die An­
gaben der betreffenden Datenbank. 

(3) Die Unterrichtung erfolgt, es sei denn, sie ist nach anderen ge­
meinschaftsrechtlichen Vorschriften nicht zulässig oder läuft Zielen der 
öffentlichen Ordnung oder der öffentlichen Sicherheit zuwider. 

(4) Dieser Artikel gilt unbeschadet der Richtlinie 95/46/EG des Eu­
ropäischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener 
Daten und zum freien Datenverkehr ( 1 ). 

KAPITEL IV 

INFORMATION UND RECHTE AUS KREDITVERTRÄGEN 

Artikel 10 

Zwingende Angaben in Kreditverträgen 

(1) Kreditverträge werden auf Papier oder auf einem anderen dauer­
haften Datenträger erstellt. 

Alle Vertragsparteien erhalten eine Ausfertigung des Kreditvertrags. In­
nerstaatliche Vorschriften über die Gültigkeit des Abschlusses von Kre­
ditverträgen, die mit dem Gemeinschaftsrecht in Einklang stehen, blei­
ben unberührt. 

▼B 

( 1 ) ABl. L 281 vom 23.11.1995, S. 31. Geändert durch die Verordnung (EG) 
Nr. 1882/2003 (ABl. L 284 vom 31.10.2003, S. 1).
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(2) Im Kreditvertrag ist in klarer, prägnanter Form Folgendes anzuge­
ben: 

a) die Art des Kredits; 

b) die Identität und Anschriften der Vertragsparteien sowie gegebenen­
falls die Identität und die Anschrift des beteiligten Kreditvermittlers; 

c) die Laufzeit des Kreditvertrags; 

d) der Gesamtkreditbetrag und die Bedingungen für die Inanspruch­
nahme; 

e) bei Krediten in Form eines Zahlungsaufschubs für eine bestimmte 
Ware oder Dienstleistung oder bei verbundenen Kreditverträgen die 
Ware oder die Dienstleistung und der Barzahlungspreis; 

f) der Sollzinssatz, die Bedingungen für die Anwendung des Sollzins­
satzes und, soweit vorhanden, Indizes oder Referenzzinssätze, die 
sich auf den anfänglichen Sollzinssatz beziehen, ferner die Zeit­
räume, Bedingungen und die Art und Weise der Anpassung des 
Sollzinssatzes; gelten unter verschiedenen Umständen unterschiedli­
che Sollzinssätze, so sind die genannten Informationen für alle an­
zuwendenden Sollzinssätze zu erteilen; 

►C1 g) der effektive Jahreszins und der vom Verbraucher zu zahlende 
Gesamtbetrag, ◄ berechnet zum Zeitpunkt des Abschlusses des Kre­
ditvertrages; anzugeben sind alle in die Berechnung dieses Zinses 
einfließenden Annahmen. 

h) der Betrag, die Anzahl und die Periodizität der vom Verbraucher zu 
leistenden Zahlungen und gegebenenfalls die Reihenfolge, in der die 
Zahlungen auf verschiedene ausstehende Restbeträge, für die unter­
schiedliche Sollzinssätze gelten, zum Zwecke der Rückzahlung an­
gerechnet werden; 

i) im Falle der Darlehenstilgung bei einem Kreditvertrag mit fester 
Laufzeit das Recht des Verbrauchers auf Antrag kostenlos und zu 
jedem beliebigen Zeitpunkt während der Gesamtlaufzeit des Kredit­
vertrags eine Aufstellung in Form eines Tilgungsplans zu erhalten. 

Aus dem Tilgungsplan geht hervor, welche Zahlungen in welchen 
Zeitabständen zu leisten sind und welche Bedingungen für diese 
Zahlungen gelten; in dem Plan sind die einzelnen periodischen 
Rückzahlungen nach der Darlehenstilgung, den nach dem Sollzins­
satz berechneten Zinsen und gegebenenfalls allen zusätzlichen Kos­
ten aufzuschlüsseln; im Falle eines Kreditvertrags, bei dem kein 
fester Zinssatz vereinbart wurde oder die zusätzlichen Kosten geän­
dert werden können, ist in dem Tilgungsplan in klarer und präg­
nanter Form anzugeben, dass die Daten im Tilgungsplan nur bis zur 
nächsten Änderung des Sollzinssatzes oder der zusätzlichen Kosten 
gemäß dem Kreditvertrag Gültigkeit haben; 

▼B
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j) ist die Zahlung von Entgelten und Zinsen ohne Kapitaltilgung vor­
gesehen, so ist eine Aufstellung der Zeiträume und Bedingungen für 
die Zahlung der Sollzinsen und der damit verbundenen wiederkeh­
renden und nicht wiederkehrenden Entgelte zu erstellen; 

k) gegebenenfalls die Entgelte für die Führung eines oder mehrerer 
Konten für die Buchung der Zahlungsvorgänge und der in Anspruch 
genommenen Kreditbeträge, es sei denn, die Eröffnung eines Kontos 
ist fakultativ, zusammen mit den Entgelten für die Verwendung 
eines Zahlungsmittels, mit dem sowohl Zahlungsvorgänge als auch 
Abhebungen getätigt werden können, sonstige Entgelte aufgrund des 
Kreditvertrags und die Bedingungen, unter denen diese Entgelte 
geändert werden können; 

l) der Satz der Verzugszinsen gemäß der zum Zeitpunkt des Abschlus­
ses des Kreditvertrags geltenden Regelung und die Art und Weise 
seiner etwaigen Anpassung sowie gegebenenfalls anfallende Ver­
zugskosten; 

m) einen Warnhinweis zu den Folgen ausbleibender Zahlungen; 

n) soweit zutreffend, ein Hinweis dass Notargebühren anfallen; 

o) gegebenenfalls die verlangten Sicherheiten und Versicherungen; 

p) das Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufsrechts sowie die 
Frist und die anderen Modalitäten für die Ausübung des Widerrufs­
rechts, einschließlich der Angaben zu der Verpflichtung des Ver­
brauchers, das in Anspruch genommene Kapital zurückzuzahlen, 
den Zinsen gemäß Artikel 14 Absatz 3 Buchstabe b und der 
Höhe der Zinsen pro Tag; 

q) Informationen über die aus Artikel 15 erwachsenden Rechte und 
über die Bedingungen für die Ausübung dieser Rechte; 

r) das Recht auf vorzeitige Rückzahlung, das Verfahren bei vorzeitiger 
Rückzahlung und gegebenenfalls Informationen zum Anspruch des 
Kreditgebers auf Entschädigung sowie zur Art der Berechnung die­
ser Entschädigung; 

s) die einzuhaltenden Modalitäten bei der Ausübung des Rechts auf 
Kündigung des Kreditvertrags; 

t) die Angabe, ob der Verbraucher Zugang zu einem außergericht­
lichen Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren hat, und gegebe­
nenfalls die Voraussetzungen für diesen Zugang; 

u) gegebenenfalls weitere Vertragsbedingungen; 

v) gegebenenfalls der Name und die Anschrift der zuständigen Auf­
sichtsbehörde. 

(3) Sofern Absatz 2 Buchstabe i Anwendung findet, stellt der Kredit­
geber dem Verbraucher kostenlos und zu jedem beliebigen Zeitpunkt 
während der Gesamtlaufzeit des Kreditvertrages eine Aufstellung in 
Form eines Tilgungsplans zur Verfügung. 

▼B
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(4) Dienen bei einem Kreditvertrag vom Verbraucher geleistete Zah­
lungen nicht der unmittelbaren Tilgung seiner Schuld im Verhältnis zum 
Gesamtkreditbetrag, sondern der Bildung von Kapital innerhalb der 
Zeiträume und zu den Bedingungen, die im Kreditvertrag oder in einem 
Zusatzvertrag zum Kreditvertrag vorgesehen sind, so muss aus den nach 
Absatz 2 bereitgestellten Informationen klar und prägnant hervorgehen, 
dass der Kreditvertrag oder der Zusatzvertrag keine Garantie für die 
Rückzahlung des aufgrund des Kreditvertrags in Anspruch genommenen 
Gesamtkreditbetrags vorsieht, es sei denn, eine solche Garantie wird 
gegeben. 

(5) Bei Kreditverträgen in Form von Überziehungsmöglichkeiten 
nach Artikel 2 Absatz 3 ist in klarer, prägnanter Form Folgendes an­
zugeben: 

a) die Art des Kredits; 

b) die Identität und Anschriften der Vertragsparteien sowie gegebenen­
falls die Identität und die Anschrift des beteiligten Kreditvermittlers; 

c) die Laufzeit des Kreditvertrags; 

d) der Gesamtbetrag des Kredits und die Bedingungen für die In­
anspruchnahme; 

e) der Sollzinssatz, die Bedingungen für die Anwendung des Sollzins­
satzes und, soweit vorhanden, Indizes oder Referenzzinssätze, die 
sich auf den anfänglichen Sollzinssatz beziehen, ferner die Zeit­
räume, Bedingungen und die Art und Weise der Anpassung des 
Sollzinssatzes und sofern unter verschiedenen Umständen unter­
schiedliche Sollzinssätze gelten, so sind die genannten Informationen 
für alle anzuwendenden Sollzinssätze zu erteilen; 

f) der effektive Jahreszins und die Gesamtkosten des Kredites für den 
Verbraucher, berechnet zum Zeitpunkt des Abschlusses des Kredit­
vertrags; anzugeben sind alle in die Berechnung dieses Zinses ein­
fließenden Annahmen gemäß Artikel 19 Absatz 2 in Verbindung mit 
Artikel 3 Buchstaben g und i. Die Mitgliedstaaten können vorsehen, 
dass bei Kreditverträgen im Sinne des Artikels 2 Absatz 3 der ef­
fektive Jahreszins nicht angegeben werden muss; 

g) der Hinweis, dass der Verbraucher jederzeit zur Rückzahlung des 
gesamten Kreditbetrags aufgefordert werden kann; 

h) die einzuhaltenden Modalitäten bei der Ausübung des Rechts auf 
Kündigung des Kreditvertrags und 

i) Angaben über die vom Zeitpunkt des Vertragsabschlusses des Kre­
ditvertrags an einschlägigen Entgelte und soweit zutreffend die Be­
dingungen, unter denen diese Entgelte geändert werden können. 

▼B
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Artikel 11 

Angaben zum Sollzinssatz 

(1) Gegebenenfalls ist der Verbraucher über eine Änderung des Soll­
zinssatzes auf Papier oder einem anderen dauerhaften Datenträger zu 
informieren, bevor die Änderung wirksam wird. Dabei ist der Betrag 
der nach dem Wirksamwerden des neuen Sollzinssatzes zu leistenden 
Zahlungen anzugeben; ändern sich die Anzahl oder die Periodizität der 
zu leistenden Zahlungen, so sind auch hierzu Einzelheiten anzugeben. 

(2) Die Vertragsparteien können jedoch in dem Kreditvertrag verein­
baren, dass die Information nach Absatz 1 dem Verbraucher in regel­
mäßigen Abständen erteilt wird, wenn die Änderung des Sollzinssatzes 
auf eine Änderung eines Referenzzinssatzes zurückgeht, der neue Refe­
renzzinssatz auf geeigneten Wegen öffentlich zugänglich gemacht wird 
und die Information über den neuen Referenzzinssatz außerdem in den 
Geschäftsräumen des Kreditgebers eingesehen werden kann. 

Artikel 12 

Verpflichtungen bei Kreditverträgen in Form einer 
Überziehungsmöglichkeit 

(1) Wird einem Verbraucher ein Kredit in Form einer Überziehungs­
möglichkeit eingeräumt, so wird er regelmäßig mittels eines Kontoaus­
zugs auf Papier oder einem anderen dauerhaften Datenträger informiert, 
der folgende Einzelheiten enthält: 

a) den genauen Zeitraum, auf den sich der Kontoauszug bezieht; 

b) die in Anspruch genommenen Beträge und das Datum der In­
anspruchnahme; 

c) den Saldo sowie das Datum des letzten Kontoauszugs; 

d) den neuen Saldo; 

e) das jeweilige Datum und den jeweiligen Betrag der Zahlungen des 
Verbrauchers; 

f) den angewandten Sollzinssatz; 

g) etwaige erhobene Entgelte; 

h) den gegebenenfalls zu zahlenden Mindestbetrag. 

(2) Darüber hinaus ist der Verbraucher auf Papier oder einem ande­
ren dauerhaften Datenträger über Erhöhungen des Sollzinssatzes oder 
der erhobenen Entgelte zu unterrichten bevor die Änderung wirksam 
wird. 

Die Vertragsparteien können jedoch in dem Kreditvertrag vereinbaren, 
dass die Information über die Änderung des Sollzinssatzes nach Maß­
gabe des Absatzes 1 zu erteilen ist, wenn diese Änderung auf eine 
Änderung eines Referenzzinssatzes zurückgeht, der neue Referenzzins­
satz auf geeigneten Wegen öffentlich zugänglich gemacht wird und die 
Information über den neuen Referenzzinssatz außerdem in den Ge­
schäftsräumen des Kreditgebers eingesehen werden kann. 

▼B
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Artikel 13 

Unbefristete Kreditverträge 

(1) Der Verbraucher kann einen unbefristeten Kreditvertrag jederzeit 
unentgeltlich ordentlich kündigen, es sei denn, die Parteien haben eine 
Kündigungsfrist vereinbart. Die Kündigungsfrist darf einen Monat nicht 
überschreiten. 

Enthält der Kreditvertrag eine entsprechende Vereinbarung, so kann der 
Kreditgeber einen unbefristeten Kreditvertrag unter Einhaltung einer 
mindestens zweimonatigen Kündigungsfrist ordentlich kündigen; die 
Kündigung ist dem Verbraucher auf Papier oder einem anderen dauer­
haften Datenträger mitzuteilen. 

(2) Enthält der Kreditvertrag eine entsprechende Vereinbarung, so 
kann der Kreditgeber aus sachlich gerechtfertigten Gründen dem Ver­
braucher das Recht auf Inanspruchnahme von Kreditbeträgen aufgrund 
eines unbefristeten Kreditvertrags entziehen. Der Kreditgeber hat den 
Verbraucher über die Entziehung und die Gründe hierfür möglichst 
vor, spätestens jedoch unverzüglich nach der Entziehung auf Papier 
oder einem anderen dauerhaften Datenträger zu informieren, es sei denn, 
eine solche Unterrichtung ist nach anderen Gemeinschaftsvorschriften 
nicht zulässig oder läuft Zielen der öffentlichen Ordnung oder der öf­
fentlichen Sicherheit zuwider. 

Artikel 14 

Widerrufsrecht 

(1) Der Verbraucher kann innerhalb von vierzehn Kalendertagen 
ohne Angabe von Gründen den Kreditvertrag widerrufen. 

Diese Widerrufsfrist beginnt 

a) entweder am Tag des Abschlusses des Kreditvertrags oder 

b) an dem Tag, an dem der Verbraucher die Vertragsbedingungen und 
die Informationen gemäß Artikel 10 erhält, sofern dieser nach dem in 
Buchstabe a des vorliegenden Unterabsatzes genannten Datum liegt. 

(2) Sofern bei verbundenen Kreditverträgen nach der Begriffsbestim­
mung in Artikel 3 Buchstabe n das bei Inkrafttreten der Richtlinie 
geltende innerstaatliche Recht bereits vorsieht, dass die Mittel dem Ver­
braucher nicht vor Ablauf einer speziellen Frist bereitgestellt werden 
dürfen, können die Mitgliedstaaten ausnahmsweise vorsehen, dass die 
in Absatz 1 genannte Frist auf ausdrücklichen Wunsch des Verbrauchers 
auf diese spezielle Frist verkürzt werden kann. 

(3) Übt der Verbraucher sein Widerrufsrecht aus, so 

a) erklärt er den Widerruf, um diesen vor Ablauf der in Absatz 1 ge­
nannten Frist wirksam werden zu lassen, gegenüber dem Kreditgeber 
entsprechend den Informationen, die der Kreditgeber ihm gemäß 
Artikel 10 Absatz 2 Buchstabe p gegeben hat, in einer Weise, die 
einen Nachweis nach Maßgabe des innerstaatlichen Rechts ermög­
licht. Die Widerrufsfrist gilt als gewahrt, wenn diese Mitteilung, 
sofern sie auf Papier oder einem anderen dauerhaften Datenträger 
erfolgt, der dem Kreditgeber zur Verfügung steht und zu dem er 
Zugang hat, vor Fristablauf abgesandt wird, und 

▼B
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b) zahlt er dem Kreditgeber unverzüglich, spätestens jedoch binnen 30 
Kalendertagen nach Absendung der Widerrufserklärung an den Kre­
ditgeber das Darlehen einschließlich der ab dem Zeitpunkt der In­
anspruchnahme des Kredits bis zum Zeitpunkt der Rückzahlung des 
Darlehens aufgelaufenen Zinsen zurück. Die Zinsen sind auf der 
Grundlage des vereinbarten Sollzinssatzes zu berechnen. Der Kredit­
geber hat im Falle des Widerrufs keinen Anspruch auf weitere vom 
Verbraucher zu leistende Entschädigungen, mit Ausnahme von Ent­
schädigungen für Entgelte, die der Kreditgeber an Behörden entrich­
tet hat und nicht zurückverlangen kann. 

(4) Wird eine Nebenleistung im Zusammenhang mit dem Kreditver­
trag vom Kreditgeber oder von einem Dritten aufgrund einer Verein­
barung zwischen dem Dritten und dem Kreditgeber erbracht, so ist der 
Verbraucher nicht mehr an die Vereinbarung über die Nebenleistung 
gebunden, wenn er sein Recht auf Widerruf vom Kreditvertrag gemäß 
diesem Artikel ausübt. 

(5) Verfügt der Verbraucher über ein Widerrufsrecht gemäß den Ab­
sätzen 1, 3 und 4, so finden Artikel 6 und 7 der Richtlinie 2002/65/EG 
und Artikel 5 der Richtlinie 85/577/EWG des Rates vom 20. Dezember 
1985 betreffend den Verbraucherschutz im Falle von außerhalb von 
Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen ( 1 ) keine Anwendung. 

(6) Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass die Absätze 1 bis 4 
nicht für Kreditverträge gelten, die nach geltenden Rechtsvorschriften 
unter Mitwirkung eines Notars geschlossen werden müssen, sofern der 
Notar bestätigt, dass die Rechte des Verbrauchers gemäß den Artikeln 5 
und 10 gewahrt sind. 

(7) Dieser Artikel berührt nicht innerstaatliche Rechtsvorschriften, 
die eine Frist vorsehen, innerhalb deren die Ausführung des Vertrags 
nicht beginnen kann. 

Artikel 15 

Verbundene Kreditverträge 

(1) Hat der Verbraucher ein Recht auf Widerruf von einem Vertrag 
über die Lieferung von Waren oder die Erbringung von Dienstleistun­
gen ausgeübt, das auf Gemeinschaftsrecht beruht, so ist er an einen 
damit verbundenen Kreditvertrag nicht mehr gebunden. 

(2) Werden die unter einen verbundenen Kreditvertrag fallenden Wa­
ren oder Dienstleistungen nicht oder nur teilweise geliefert oder ent­
sprechen sie nicht dem Warenlieferungs- oder Dienstleistungsvertrag, 
so kann der Verbraucher Rechte gegen den Kreditgeber geltend machen, 
wenn er nach den geltenden Rechtsvorschriften oder den Bestimmungen 
des Warenlieferungs- oder Dienstleistungsvertrags seine Rechte gegen 
den Lieferanten oder den Dienstleistungserbringer geltend gemacht hat, 
diese aber nicht durchsetzen konnte. Die Mitgliedstaaten bestimmen, in 
welchem Maße und unter welchen Bedingungen diese Rechtsmittel aus­
geübt werden können. 

(3) Dieser Artikel gilt unbeschadet innerstaatlicher Rechtsvorschrif­
ten, nach denen ein Kreditgeber gegenüber jeglichen Ansprüchen, die 
der Verbraucher gegen den Lieferanten bzw. Dienstleistungserbringer 
haben könnte, als Gesamtschuldner verpflichtet ist, wenn der Erwerb 
von Waren oder Dienstleistungen vom Lieferanten über einen Kredit­
vertrag finanziert wird. 

▼B 

( 1 ) ABl. L 372 vom 31.12.1985, S. 31.
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Artikel 16 

Vorzeitige Rückzahlung 

(1) Der Verbraucher ist berechtigt, seine Verbindlichkeiten aus einem 
Kreditvertrag jederzeit ganz oder teilweise zu erfüllen. In solchen Fällen 
hat der Verbraucher das Recht auf Ermäßigung der Gesamtkosten des 
Kredits, die sich nach den Zinsen und den Kosten für die verbleibende 
Laufzeit des Vertrags richtet. 

(2) Der Kreditgeber kann im Falle der vorzeitigen Rückzahlung des 
Kredits eine angemessene und objektiv gerechtfertigte Entschädigung 
für die möglicherweise entstandenen, unmittelbar mit der vorzeitigen 
Rückzahlung des Kredits zusammenhängenden Kosten verlangen, 
wenn die vorzeitige Rückzahlung in einen Zeitraum fällt, für den ein 
fester Sollzinssatz vereinbart wurde. 

Die Entschädigung darf 1 % des vorzeitig zurückgezahlten Kredit­
betrags nicht überschreiten, wenn der Zeitraum zwischen der vorzeitigen 
Rückzahlung und dem Zeitpunkt des vereinbarten Ablaufs des Kredit­
vertrags ein Jahr überschreitet. ►C3 Überschreitet der Zeitraum nicht 
ein Jahr, darf die Entschädigung 0,5 % des vorzeitig zurückgezahlten 
Kreditbetrags nicht überschreiten. ◄ 

(3) Eine Entschädigung für vorzeitige Rückzahlung darf nicht ver­
langt werden, 

a) wenn die Rückzahlung aufgrund eines Versicherungsvertrags erfolgt, 
der vereinbarungsgemäß die Rückzahlung des Kredits gewährleisten 
soll, 

b) im Falle von Überziehungsmöglichkeiten oder 

c) wenn die Rückzahlung in einen Zeitraum fällt, für den kein fester 
Sollzinssatz vereinbart wurde. 

(4) Die Mitgliedstaaten können vorsehen, 

a) dass der Kreditgeber diese Entschädigung nur dann verlangen darf, 
wenn der Betrag der vorzeitigen Rückzahlung den im jeweiligen 
innerstaatlichen Recht vorgesehenen Schwellenwert überschreitet. 
Der Schwellenwert darf nicht höher sein als 10 000 EUR innerhalb 
eines Zwölfmonatszeitraums; 

b) dass der Kreditgeber ausnahmsweise eine höhere Entschädigung ver­
langen kann, wenn er nachweist, dass der aus der vorzeitigen Rück­
zahlung entstandene Verlust den nach Absatz 2 bestimmten Betrag 
übersteigt. 

Übersteigt die vom Kreditgeber beanspruchte Entschädigung den 
tatsächlich erlittenen Verlust, so kann der Verbraucher eine entspre­
chende Verminderung fordern. 

In diesem Fall besteht der Verlust in der Differenz zwischen dem 
ursprünglich vereinbarten Zinssatz und dem Zinssatz, zu dem der 
Kreditgeber den vorzeitig zurückgezahlten Betrag auf dem Markt 
zum Zeitpunkt der vorzeitigen Rückzahlung als Kredit ausreichen 
kann und zwar unter Berücksichtigung der Auswirkung der vorzei­
tigen Rückzahlung auf die Verwaltungskosten. 

(5) Keinesfalls darf die Entschädigung den Zinsbetrag übersteigen, 
den der Verbraucher in der Zeit zwischen der vorzeitigen Rückzahlung 
und dem vereinbarten Ende der Laufzeit des Kreditvertrags bezahlt 
hätte. 

▼B
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Artikel 17 

Forderungsabtretung 

(1) Werden die Ansprüche des Kreditgebers aus einem Kreditvertrag 
oder der Kreditvertrag selbst an einen Dritten abgetreten, so kann der 
Verbraucher dem neuen Gläubiger gegenüber die Einreden geltend ma­
chen, die ihm gegen den ursprünglichen Kreditgeber zustanden, und 
zwar einschließlich der Aufrechnung von Gegenforderungen, soweit 
dies in dem betreffenden Mitgliedstaat zulässig ist. 

(2) Der Verbraucher ist über die Abtretung gemäß Absatz 1 zu unter­
richten, es sei denn, der ursprüngliche Kreditgeber tritt mit dem Ein­
verständnis des Zessionars dem Verbraucher gegenüber nach wie vor als 
Kreditgeber auf. 

Artikel 18 

Überschreitung 

(1) Ein Vertrag über die Eröffnung eines laufenden Kontos, der dem 
Verbraucher die Möglichkeit der Überschreitung einräumt, muss zusätz­
lich die Informationen gemäß Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe e enthalten. 
Der Kreditgeber muss auf jeden Fall diese Informationen regelmäßig auf 
Papier oder einem anderen dauerhaften Datenträger mitteilen. 

(2) Im Falle einer erheblichen Überschreitung für die Dauer von 
mehr als einem Monat teilt der Kreditgeber dem Verbraucher unverzüg­
lich auf Papier oder einem anderen dauerhaften Datenträger Folgendes 
mit: 

a) das Vorliegen einer Überschreitung; 

b) den betreffenden Betrag; 

c) den Sollzinssatz; 

d) etwaige Vertragsstrafen, Entgelte oder Verzugszinsen. 

(3) Dieser Artikel gilt unbeschadet innerstaatlicher Rechtsvorschrif­
ten, wonach der Kreditgeber ein anderes Kreditprodukt anbieten muss, 
wenn die Dauer der Überschreitung beträchtlich ist. 

KAPITEL V 

EFFEKTIVER JAHRESZINS 

Artikel 19 

Berechnung des effektiven Jahreszinses 

(1) Der effektive Jahreszins, der auf Jahresbasis die Gleichheit zwi­
schen den Gegenwartswerten der gesamten gegenwärtigen oder künfti­
gen Verpflichtungen (in Anspruch genommene Kreditbeträge, Tilgungs­
zahlungen und Entgelte) des Kreditgebers und des Verbrauchers her­
stellt, wird anhand der mathematischen Formel in Teil I des Anhangs I 
berechnet. 

▼B
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(2) Für die Berechnung des effektiven Jahreszinses sind die Gesamt­
kosten des Kredits für den Verbraucher maßgebend, mit Ausnahme der 
Kosten, die er bei Nichterfüllung einer seiner Verpflichtungen aus dem 
Kreditvertrag zu tragen hat, sowie der Kosten mit Ausnahme des Kauf­
preises, die er beim Erwerb von Waren oder Dienstleistungen unabhän­
gig davon zu tragen hat, ob es sich um ein Bar- oder ein Kreditgeschäft 
handelt. 

Die Kosten für die Führung eines Kontos, auf dem sowohl Zahlungen 
als auch in Anspruch genommene Kreditbeträge verbucht werden, die 
Kosten für die Verwendung eines Zahlungsmittels, mit dem sowohl 
Zahlungen getätigt als auch Kreditbeträge in Anspruch genommen wer­
den können, sowie sonstige Kosten für Zahlungsgeschäfte werden als 
Gesamtkosten des Kredits für den Verbraucher berücksichtigt, es sei 
denn, die Eröffnung des Kontos ist fakultativ und die mit dem Konto 
verbundenen Kosten sind im Kreditvertrag oder in einem anderen mit 
dem Verbraucher geschlossenen Vertrag klar und getrennt ausgewiesen. 

(3) Bei der Berechnung des effektiven Jahreszinses wird von der 
Annahme ausgegangen, dass der Kreditvertrag für den vereinbarten 
Zeitraum gilt und dass Kreditgeber und Verbraucher ihren Verpflichtun­
gen unter den im Kreditvertrag niedergelegten Bedingungen und zu den 
dort niedergelegten Terminen nachkommen. 

(4) In Kreditverträgen mit Klauseln, nach denen der Sollzinssatz und 
gegebenenfalls die Entgelte, die im effektiven Jahreszins enthalten sind, 
deren Quantifizierung zum Zeitpunkt seiner Berechnung aber nicht 
möglich ist, geändert werden können, wird bei der Berechnung des 
effektiven Jahreszinses von der Annahme ausgegangen, dass der Soll­
zinssatz und die sonstigen Kosten gemessen an der ursprünglichen Höhe 
fest bleiben und bis zum Ende des Kreditvertrags gelten. 

▼M4 
(5) Erforderlichenfalls kann für die Berechnung des effektiven Jah­
reszinses von den in Anhang I genannten zusätzlichen Annahmen aus­
gegangen werden. 

Für den Fall, dass die in diesem Artikel und in Anhang I Teil II 
genannten Annahmen für eine einheitliche Berechnung des effektiven 
Jahreszinses nicht ausreichen oder nicht mehr auf die wirtschaftliche 
Marktlage abgestimmt sind, wird der Kommission die Befugnis über­
tragen, gemäß Artikel 24a delegierte Rechtsakte zur Änderung des vor­
liegenden Artikels und des Anhangs I Teil II zu erlassen, um die zur 
Berechnung des effektiven Jahreszinses erforderlichen zusätzlichen An­
nahmen hinzuzufügen oder die bestehenden Annahmen zu ändern. 

▼B
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KAPITEL VI 

KREDITGEBER UND KREDITVERMITTLER 

Artikel 20 

Regulierung von Kreditgebern 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Kreditgeber von einer Einrich­
tung oder Behörde beaufsichtigt werden, die unabhängig von Finanz­
einrichtungen ist, oder einer Regulierung unterliegen. Dies berührt nicht 
die Richtlinie 2006/48/EG. 

Artikel 21 

Bestimmte Pflichten des Kreditvermittlers gegenüber den 
Verbrauchern 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 

a) ein Kreditvermittler sowohl in seiner Werbung als auch in den für 
die Verbraucher bestimmten Unterlagen auf den Umfang seiner Be­
fugnisse hinweist und insbesondere deutlich macht, ob er ausschließ­
lich mit einem oder mehreren Kreditgebern oder als unabhängiger 
Kreditmakler arbeitet; 

b) das gegebenenfalls vom Verbraucher an den Kreditvermittler für 
dessen Dienste zu zahlende Entgelt dem Verbraucher bekannt gege­
ben und vor Abschluss des Kreditvertrages zwischen Verbraucher 
und Kreditvermittler auf Papier oder einem anderen dauerhaften Da­
tenträger vereinbart wird; 

c) das gegebenenfalls vom Verbraucher an den Kreditvermittler für 
dessen Dienste zu zahlende Entgelt dem Kreditgeber vom Kredit­
vermittler zur Berechnung des effektiven Jahreszinses mitgeteilt 
wird. 

KAPITEL VII 

DURCHFÜHRUNGSMASSNAHMEN 

Artikel 22 

Harmonisierung und Unabdingbarkeit dieser Richtlinie 

(1) Soweit diese Richtlinie harmonisierte Vorschriften enthält, dürfen 
die Mitgliedstaaten keine Bestimmungen in ihrem innerstaatlichen Recht 
aufrechterhalten oder einführen, die von den Bestimmungen dieser 
Richtlinie abweichen. 

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Verbraucher auf die 
Rechte, die ihnen mit den innerstaatlichen Vorschriften eingeräumt wer­
den, die zur Anwendung dieser Richtlinie erlassen wurden oder dieser 
Richtlinie entsprechen, nicht verzichten können. 

▼B
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(3) Die Mitgliedstaaten stellen ferner sicher, dass die Vorschriften, 
die sie gemäß dieser Richtlinie verabschieden, nicht durch eine beson­
dere Gestaltung der Verträge umgangen werden können, insbesondere 
durch die Einbeziehung der Inanspruchnahme von Kreditbeträgen oder 
von Kreditverträgen, die in den Geltungsbereich dieser Richtlinie fallen, 
in Kreditverträge, deren Eigenart oder Zweck es erlauben würde, sie 
ihrer Anwendung zu entziehen. 

(4) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass Verbrauchern der durch diese Richtlinie gewährte 
Schutz nicht dadurch entzogen wird, dass das Recht eines Drittstaats als 
das auf den Kreditvertrag anzuwendende Recht gewählt wird, wenn 
dieser Vertrag einen engen Zusammenhang mit dem Gebiet eines oder 
mehrerer Mitgliedstaaten aufweist. 

Artikel 23 

Sanktionen 

Die Mitgliedstaaten legen für Verstöße gegen die aufgrund dieser Richt­
linie erlassenen innerstaatlichen Vorschriften Sanktionen fest und treffen 
die zu ihrer Anwendung erforderlichen Maßnahmen. Die Sanktionen 
müssen wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein. 

Artikel 24 

Außergerichtliche Streitbeilegung 

(1) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass angemessene und 
wirksame außergerichtliche Verfahren zur Beilegung verbraucherrecht­
licher Streitigkeiten, die Kreditverträge betreffen, vorhanden sind; dabei 
sind gegebenenfalls die bestehenden Einrichtungen zu nutzen. 

(2) Die Mitgliedstaaten ermutigen diese Einrichtungen zur Zusam­
menarbeit, damit auch grenzüberschreitende Rechtsstreitigkeiten über 
Kreditverträge beigelegt werden können. 

▼M4 

Artikel 24a 

Ausübung der Befugnisübertragung 

(1) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kom­
mission unter den in diesem Artikel festgelegten Bedingungen übertra­
gen. 

(2) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemäß Artikel 19 
Absatz 5 wird der Kommission für einen Zeitraum von fünf Jahren ab 
dem 26. Juli 2019 übertragen. Die Kommission erstellt spätestens neun 
Monate vor Ablauf des Zeitraums von fünf Jahren einen Bericht über 
die Befugnisübertragung. Die Befugnisübertragung verlängert sich still­
schweigend um Zeiträume gleicher Länge, es sei denn, das Europäische 
Parlament oder der Rat widersprechen einer solchen Verlängerung spä­
testens drei Monate vor Ablauf des jeweiligen Zeitraums. 

(3) Die Befugnisübertragung gemäß Artikel 19 Absatz 5 kann vom 
Europäischen Parlament oder vom Rat jederzeit widerrufen werden. Der 
Beschluss über den Widerruf beendet die Übertragung der in diesem 
Beschluss angegebenen Befugnis. Er wird am Tag nach seiner Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union oder zu einem im 
Beschluss über den Widerruf angegebenen späteren Zeitpunkt wirksam. 
Die Gültigkeit von delegierten Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, 
wird von dem Beschluss über den Widerruf nicht berührt. 

▼B
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(4) Vor dem Erlass eines delegierten Rechtsakts konsultiert die Kom­
mission die von den einzelnen Mitgliedstaaten benannten Sachverstän­
digen im Einklang mit den in der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 
13. April 2016 über bessere Rechtsetzung ( 1 ) enthaltenen Grundsätzen. 

(5) Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlässt, über­
mittelt sie ihn gleichzeitig dem Europäischen Parlament und dem Rat. 

(6) Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß Artikel 19 Absatz 5 erlassen 
wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das Europäische Parlament noch 
der Rat innerhalb einer Frist von drei Monaten nach Übermittlung die­
ses Rechtsakts an das Europäische Parlament und den Rat Einwände 
erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das Europäische Par­
lament und der Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie 
keine Einwände erheben werden. Auf Initiative des Europäischen Par­
laments oder des Rates wird diese Frist um zwei Monate verlängert. 

__________ 

▼B 

Artikel 26 

Unterrichtung der Kommission 

►C3 Macht ein Mitgliedstaat von der Möglichkeit nach Artikel 2 Ab­
sätze 5 und 6, Artikel 4 Absatz 1, Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe c, 
Artikel 6 Absatz 2, Artikel 10 Absatz 1, Artikel 10 Absatz 5 Buchstabe 
f, Artikel 14 Absatz 2 sowie Artikel 16 Absatz 4 Gebrauch, Alternativ­
regelungen zu erlassen, so ◄ setzt er die Kommission hiervon sowie 
von allen nachfolgenden Änderungen in Kenntnis. Die Kommission 
macht diese Informationen auf einer Internetseite oder auf eine andere 
leicht zugängliche Weise bekannt. Die Mitgliedstaaten treffen die erfor­
derlichen Maßnahmen, um ihren einheimischen Kreditgebern und Ver­
brauchern diese Informationen zur Kenntnis zu bringen. 

Artikel 27 

Umsetzung 

►C1 (1) Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen bis spä­
testens zum 11. Juni 2010 ◄ die Vorschriften, die erforderlich sind, um 
dieser Richtlinie nachzukommen. Sie übermitteln der Kommission un­
verzüglich den Wortlaut dieser Bestimmungen. 

Sie wenden diese Vorschriften ►C1 ab dem 11. Juni 2010 an. ◄ 

▼M3 
Bis zum 1. Juli 2018 beschließen und veröffentlichen die Mitgliedstaa­
ten die erforderlichen Vorschriften zur Erfüllung von Artikel 5 Absatz 1 
Unterabsatz 3 und teilen sie der Kommission mit. Sie wenden diese 
Vorschriften ab dem 1. Juli 2018 an. 

▼B 
Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen sie in 
den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen 
Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln 
die Einzelheiten der Bezugnahme. 

▼M4 

( 1 ) ABl. L 123 vom 12.5.2016, S. 1.
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►C1 (2) Die Kommission überprüft alle fünf Jahre, und zwar erst­
mals am 11. Juni 2013 ◄ die in dieser Richtlinie und ihren Anhängen 
festgelegten Schwellenbeträge und die Prozentsätze, anhand derer der 
Betrag der Entschädigung bei einer vorzeitigen Rückzahlung berechnet 
wird, und bewertet sie im Lichte der wirtschaftlichen Trends in der 
Gemeinschaft und der Lage auf dem betreffenden Markt. ►C3 Sie 
überwacht ferner, welche Auswirkungen die Möglichkeit alternativer 
Regelungen gemäß Artikel 2 Absätze 5 und 6, Artikel 4 Absatz 1, 
Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe c, Artikel 6 Absatz 2, Artikel 10 Absatz 
1, Artikel 10 Absatz 5 Buchstabe f, Artikel 14 Absatz 2 sowie Artikel 16 
Absatz 4 auf den Binnenmarkt und die Verbraucher hat. ◄ Die Ergeb­
nisse werden dem Europäischen Parlament und dem Rat, gegebenenfalls 
zusammen mit einem Vorschlag zur Änderung der Schwellenbeträge 
und der Prozentsätze sowie der Möglichkeiten der genannten alternati­
ven Regelungen vorgelegt. 

Artikel 28 

Umrechnung der in Euro ausgedrückten Beträge in Landeswährung 

(1) Für die Zwecke dieser Richtlinie wenden die Mitgliedstaaten, die 
die in Euro ausgedrückten Beträge in ihre Landeswährung umrechnen, 
zunächst den am Tag der Annahme dieser Richtlinie geltenden Wech­
selkurs an. 

(2) Die Mitgliedstaaten können die sich aus der Umrechnung er­
gebenden Beträge um höchstens 10 EUR auf- oder abrunden. 

KAPITEL VIII 

ÜBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 29 

Aufhebung 

Die Richtlinie 87/102/EWG wird ►C1 mit Wirkung vom 11. Juni 
2010 aufgehoben. ◄ 

Artikel 30 

Übergangsmaßnahmen 

(1) Diese Richtlinie gilt nicht für die am Tag des Inkrafttretens der 
innerstaatlichen Umsetzungsmaßnahmen bereits laufenden Kreditver­
träge. 

(2) Die Mitgliedstaaten stellen jedoch sicher, dass die Artikel 11, 12, 
13 und 17 sowie Artikel 18 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 auch auf am 
Tag des Inkrafttretens der innerstaatlichen Umsetzungsmaßnahmen be­
reits laufende unbefristete Kreditverträge angewendet werden. 

▼B
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Artikel 31 

Inkrafttreten 

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung 
im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Artikel 32 

Adressaten 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Geschehen zu Straßburg am 23. April 2008. 

▼B
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ANHANG I 

I. Grundgleichung zur Darstellung der Gleichheit zwischen Kredit-Auszahlungsbeträ­
gen einerseits und Rückzahlungen (Tilgung und Kreditkosten) andererseits 

Die nachstehende Gleichung zur Ermittlung des effektiven Jahreszinses drückt 
auf jährlicher Basis die rechnerische Gleichheit zwischen der Summe der 
Gegenwartswerte der in Anspruch genommenen Kredit-Auszahlungsbeträge 
einerseits und der Summe der Gegenwartswerte der Rückzahlungen (Tilgung 
und Kosten) andererseits aus: 

X m 

k¼1 
C k ð1 þ X Þ Ät k ¼ X m 0 

l¼1 
D l ð1 þ X Þ ÄS l 

Hierbei ist 

— X der effektive Jahreszins; 

— m die laufende Nummer des letzten Kredit-Auszahlungsbetrags; 

— k die laufende Nummer eines Kredit-Auszahlungsbetrags, wobei 1 ≤ 
k ≤ m; 

— C k die Höhe des Kredit-Auszahlungsbetrags mit der Nummer k; 

— t k der in Jahren oder Jahresbruchteilen ausgedrückte Zeitraum zwi­
schen der ersten Darlehensgabe und dem Zeitpunkt der einzelnen 
nachfolgenden in Anspruch genommenen Kredit-Auszahlungs­
beträge, wobei t 1 = 0 ; 

— m’ die laufende Nummer der letzten Tilgungs- oder Kostenzahlung; 

— l die laufende Nummer einer Tilgungs- oder Kostenzahlung; 

— D l der Betrag einer Tilgungs- oder Kostenzahlung; 

— s l der in Jahren oder Jahresbruchteilen ausgedrückte Zeitraum zwi­
schen dem Zeitpunkt der Inanspruchnahme des ersten 
Kredit-Auszahlungsbetrags und dem Zeitpunkt jeder einzelnen 
Tilgungs- oder Kostenzahlung. 

Anmerkungen: 

a) Die von beiden Seiten zu unterschiedlichen Zeitpunkten gezahlten Beträge 
sind nicht notwendigerweise gleich groß und werden nicht notwendiger­
weise in gleichen Zeitabständen entrichtet. 

b) Anfangszeitpunkt ist der Tag der Auszahlung des ersten Kreditbetrags. 

c) Der Zeitraum zwischen diesen Zeitpunkten wird in Jahren oder Jahres­
bruchteilen ausgedrückt. Zugrunde gelegt werden für 1 Jahr 365 Tage 
(bzw. für 1 Schaltjahr 366 Tage), 52 Wochen oder zwölf Standardmonate. 
Ein Standardmonat hat 30,41666 Tage (d. h. 365/12), unabhängig davon, 
ob es sich um ein Schaltjahr handelt oder nicht. 

d) ►C3 Das Rechenergebnis wird auf mindestens eine Dezimalstelle genau 
angegeben. ◄ Ist die Ziffer der darauf folgenden Dezimalstelle größer als 
oder gleich 5, so erhöht sich die Ziffer der ersten Dezimalstelle um den 
Wert 1. 

e) Mathematisch darstellen lässt sich diese Gleichung durch eine einzige 
Summation unter Verwendung des Faktors „Ströme“ (A k ), die entweder 
positiv oder negativ sind, je nachdem, ob sie für Auszahlungen oder für 
Rückzahlungen innerhalb der Perioden 1 bis k, ausgedrückt in Jahren, 
stehen: 

S ¼ X n 

k¼1 
A k ð1 þ X Þ Ät k 

dabei ist S der Saldo der Gegenwartswerte aller „Ströme“, deren Wert gleich 
Null sein muss, damit die Gleichheit zwischen den „Strömen“ gewahrt bleibt. 

▼B
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II. Es gelten die folgenden zusätzlichen Annahmen für die Berechnung des ef­
fektiven Jahreszinses: 

a) Ist es dem Verbraucher nach dem Kreditvertrag freigestellt, wann er den 
Kredit in Anspruch nehmen will, so gilt der gesamte Kredit als sofort in 
voller Höhe in Anspruch genommen. 

b) Ist dem Verbraucher nach dem Kreditvertrag generell freigestellt, wann er 
den Kredit in Anspruch nehmen will, sind jedoch je nach Art der In­
anspruchnahme Beschränkungen in Bezug auf Kreditbetrag und Zeitraum 
vorgesehen, so gilt der gesamte Kredit als zu dem im Kreditvertrag vor­
gesehenen frühestmöglichen Zeitpunkt mit den entsprechenden Beschrän­
kungen in Anspruch genommen. 

c) Sieht der Kreditvertrag verschiedene Arten der Inanspruchnahme mit un­
terschiedlichen Kosten oder Sollzinssätzen vor, so gilt der gesamte Kredit 
als zu den höchsten Kosten und zum höchsten Sollzinssatz in Anspruch 
genommen, wie sie für die Kategorie von Geschäften gelten, die bei dieser 
Kreditvertragsart am häufigsten vorkommt. 

d) Bei einer Überziehungsmöglichkeit gilt der gesamte Kreditbetrag als in 
voller Höhe und für die gesamte Laufzeit des Kreditvertrags in Anspruch 
genommen. Ist die Dauer der Überziehungsmöglichkeit nicht bekannt, so 
wird bei der Berechnung des effektiven Jahreszinses von der Annahme 
ausgegangen, dass die Laufzeit des Kreditvertrags drei Monate beträgt. 

e) Bei unbefristeten Kreditverträgen, die keine Überziehungsmöglichkeiten 
sind, wird angenommen, dass 

i) der Kredit ab der ersten Inanspruchnahme für einen Zeitraum von 
einem Jahr gewährt wird und dass mit der letzten Zahlung des Ver­
brauchers der Saldo, die Zinsen und etwaige sonstige Kosten ausgegli­
chen sind; 

ii) der Kreditbetrag in gleich hohen monatlichen Zahlungen, beginnend 
einen Monat nach dem Zeitpunkt der ersten Inanspruchnahme zurück­
gezahlt wird. Muss der Kreditbetrag jedoch vollständig, in Form einer 
einmaligen Zahlung, innerhalb jedes Zahlungszeitraums zurückgezahlt 
werden, so wird angenommen, dass spätere Inanspruchnahmen und 
Rückzahlungen des gesamten Kreditbetrags durch den Verbraucher in­
nerhalb eines Jahres stattfinden. Zinsen und sonstige Kosten werden 
entsprechend diesen Inanspruchnahmen und Tilgungszahlungen und 
nach den Bestimmungen des Kreditvertrags festgelegt. 

Als unbefristete Kreditverträge gelten für die Zwecke dieses Punkts Kredit­
verträge ohne feste Laufzeit, einschließlich solcher Kredite, bei denen der 
Kreditbetrag innerhalb oder nach Ablauf eines Zeitraums vollständig zu­
rückgezahlt werden muss, dann aber erneut in Anspruch genommen wer­
den kann. 

f) Bei anderen Kreditverträgen, die weder Überziehungsmöglichkeiten noch 
unbefristete Kredite sind (siehe die Annahmen unter d und e), gilt Folgen­
des: 

i) Lassen sich der Zeitpunkt oder die Höhe einer vom Verbraucher zu 
leistenden Tilgungszahlung nicht feststellen, so wird angenommen, 
dass die Rückzahlung zu dem im Kreditvertrag genannten frühestmög­
lichen Zeitpunkt und in der darin festgelegten geringsten Höhe erfolgt. 

ii) Ist der Zeitpunkt des Abschlusses des Kreditvertrags nicht bekannt, so 
wird angenommen, dass der Kredit erstmals zu dem Zeitpunkt in An­
spruch genommen wurde, der sich aus dem kürzesten zeitlichen Ab­
stand zwischen diesem Zeitpunkt und der Fälligkeit der ersten vom 
Verbraucher zu leistenden Zahlung ergibt. 

▼M1
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g) Lassen sich der Zeitpunkt oder die Höhe einer vom Verbraucher zu leis­
tenden Tilgungszahlung nicht anhand des Kreditvertrags oder der Annah­
men nach den Buchstaben d, e oder f feststellen, so wird angenommen, 
dass die Zahlung in Übereinstimmung mit den vom Kreditgeber bestimm­
ten Fristen und Bedingungen erfolgt, und dass, falls diese nicht bekannt 
sind, 

i) die Zinszahlungen zusammen mit den Tilgungszahlungen erfolgen, 

ii) Zahlungen für Kosten, die keine Zinsen sind und die als Einmalbetrag 
ausgedrückt sind, bei Abschluss des Kreditvertrags erfolgen, 

iii) Zahlungen für Kosten, die keine Zinsen sind und die als Mehrfachzah­
lungen ausgedrückt sind, beginnend mit der ersten Tilgungszahlung in 
regelmäßigen Abständen erfolgen, und es sich, falls die Höhe dieser 
Zahlungen nicht bekannt ist, um jeweils gleich hohe Beträge handelt, 

iv) mit der letzten Zahlung der Saldo, die Zinsen und etwaige sonstige 
Kosten ausgeglichen sind. 

h) Wurde noch keine Kreditobergrenze vereinbart, so wird eine Obergrenze 
in Höhe von 1 500 EUR angenommen. 

i) Werden für einen begrenzten Zeitraum oder Betrag verschiedene Sollzins­
sätze und Kosten angeboten, so werden als Sollzinssatz oder als Kosten 
während der gesamten Laufzeit des Kreditvertrags der höchste Zinssatz 
bzw. die höchsten Kosten angenommen. 

j) Bei Verbraucherkreditverträgen, bei denen für den Anfangszeitraum ein 
fester Sollzinssatz vereinbart wurde, nach dessen Ablauf ein neuer Soll­
zinssatz festgelegt wird, der anschließend in regelmäßigen Abständen nach 
einem vereinbarten Indikator angepasst wird, wird bei der Berechnung des 
effektiven Jahreszinses von der Annahme ausgegangen, dass der Sollzins­
satz ab dem Ende der Festzinsperiode dem Sollzinssatz entspricht, der sich 
aus dem Wert des vereinbarten Indikators im Zeitpunkt der Berechnung 
des effektiven Jahreszinses ergibt. 

▼M1
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ANHANG II 

EUROPÄISCHE STANDARDINFORMATIONEN FÜR VERBRAUCHERKREDITE 

1. Name und Kontaktangaben des Kreditgebers/Kreditvermittlers 

Kreditgeber [Name] 

Anschrift 
Telefon (*) 
E-Mail (*) 
Fax (*) 
Internet-Adresse (*) 

[Anschrift für Kontakte mit dem Verbraucher] 

(falls zutreffend) 

Kreditvermittler [Name] 

Anschrift 
Telefon (*) 
E-Mail (*) 
Fax (*) 
Internet-Adresse (*) 

[Anschrift für Kontakte mit dem Verbraucher] 

(*) Freiwillige Angaben des Kreditgebers. 

In allen Fällen, in denen „falls zutreffend“ angegeben ist, muss der Kreditgeber das betreffende 
Kästchen ausfüllen, wenn die Information für das Kreditprodukt relevant ist, oder die betref­
fende Information bzw. die gesamte Zeile durchstreichen, wenn die Information für die in Frage 
kommende Kreditart nicht relevant ist. 

Die Vermerke in eckigen Klammern dienen zur Erläuterung und sind durch die entsprechenden 
Angaben zu ersetzen. 

2. Beschreibung der wesentlichen Merkmale des Kreditprodukts 

Kreditart 

Gesamtkreditbetrag 
Obergrenze oder Summe aller Beträge, die 
aufgrund des Kreditvertrags zur Verfügung 
gestellt wird 

Bedingungen für die Inanspruchnahme 
Gemeint ist, wie und wann Sie das Geld erhalten 

Laufzeit des Kreditvertrags 

Teilzahlungen und gegebenenfalls Reihen­
folge, in der die Teilzahlungen angerechnet 
werden 

Sie müssen folgende Zahlungen leisten: 

[Betrag, Anzahl und Periodizität der vom Ver­
braucher zu leistenden Zahlungen] 
Zinsen und/oder Kosten sind wie folgt zu 
entrichten: 

Von Ihnen zu zahlender Gesamtbetrag 
Betrag des geliehenen Kapitals zuzüglich Zin­
sen und etwaiger Kosten im Zusammenhang 
mit Ihrem Kredit 

[Summe des Gesamtkreditbetrags und der Ge­
samtkosten des Kredits] 

(falls zutreffend) 
Der Kredit wird in Form eines Zahlungsaufschubs 
für eine Ware oder Dienstleistung gewährt oder ist 
mit der Lieferung bestimmter Waren oder der Er­
bringung einer Dienstleistung verbunden. 
Bezeichnung des Produkts/der Dienstleistung 

Barzahlungspreis 

▼B
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(falls zutreffend) 

Verlangte Sicherheiten [Art der Sicherheiten] 

Beschreibung der von Ihnen im Zusammen­
hang mit dem Kreditvertrag zu stellenden Si­
cherheiten 

(falls zutreffend) 
Zahlungen dienen nicht der unmittelbaren Ka­
pitaltilgung 

▼C3 
3. Kreditkosten 

Sollzinssatz oder gegebenenfalls die verschie­
denen Sollzinssätze, die für den Kreditvertrag 
gelten 

[ % 
— fest oder 
— variabel (mit dem Index oder Referenz­

zinssatz für den anfänglichen Sollzinssatz) 
— Zeiträume], 

Effektiver Jahreszins 
Gesamtkosten ausgedrückt als jährlicher Pro­
zentsatz des Gesamtkreditbetrags 
Diese Angabe hilft Ihnen dabei, unterschiedli­
che Angebote zu vergleichen. 

[ % Repräsentatives Beispiel unter Angabe 
sämtlicher in die Berechnung des Jahreszinses 
einfließender Annahmen] 

Ist 

— der Abschluss einer Kreditversicherung 
oder 

Ja/nein [Falls ja, Art der Versicherung:] 

— die Inanspruchnahme einer anderen mit 
dem Kreditvertrag zusammenhängenden 
Nebenleistung 

Ja/nein [Falls ja, Art der Nebenleistung:] 

zwingende Voraussetzung dafür, dass der Kre­
dit überhaupt oder nach den vorgesehenen 
Vertragsbedingungen gewährt wird? 
Falls der Kreditgeber die Kosten dieser 
Dienstleistungen nicht kennt, sind sie nicht 
im effektiven Jahreszins enthalten. 

Kosten im Zusammenhang mit dem Kredit 

(falls zutreffend) 
Die Führung eines oder mehrerer Konten ist 
für die Buchung der Zahlungsvorgänge und 
der in Anspruch genommenen Kreditbeträge 
erforderlich. 

(falls zutreffend) 
Höhe der Kosten für die Verwendung eines 
bestimmten Zahlungsmittels (z. B. einer Kre­
ditkarte) 

(falls zutreffend) 
Sonstige Kosten im Zusammenhang mit dem 
Kreditvertrag 

(falls zutreffend) 
Bedingungen, unter denen die vorstehend ge­
nannten Kosten im Zusammenhang mit dem 
Kreditvertrag geändert werden können 

▼B
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(falls zutreffend) 
Verpflichtung zur Zahlung von Notargebühren 

Kosten bei Zahlungsverzug 

Ausbleibende Zahlungen können schwerwie­
gende Folgen für Sie haben (z. B. Zwangsver­
kauf) und die Erlangung eines Kredits 
erschweren. 

Bei Zahlungsverzug wird Ihnen [… (anwend­
barer Zinssatz und Regelungen für seine An­
passung sowie gegebenenfalls Verzugskos­
ten)] berechnet. 

▼B 
4. Andere wichtige rechtliche Aspekte 

Widerrufsrecht ja/nein 

Sie haben das Recht, innerhalb von 14 Kalen­
dertagen den Kreditvertrag zu widerrufen. 

Vorzeitige Rückzahlung 
Sie haben das Recht, den Kredit jederzeit ganz 
oder teilweise vorzeitig zurückzuzahlen. 

(falls zutreffend) 

Dem Kreditgeber steht bei vorzeitiger Rück­
zahlung eine Entschädigung zu 

[Festlegung der Entschädigung (Berechnungs­
methode) gemäß den Vorschriften zur Umset­
zung von Artikel 16 der Richtlinie 2008/48/ 
EG)] 

Datenbankabfrage 
Der Kreditgeber muss Sie unverzüglich und 
unentgeltlich über das Ergebnis einer Daten­
bankabfrage unterrichten, wenn ein Kredit­
antrag aufgrund einer solchen Abfrage abge­
lehnt wird. Dies gilt nicht, wenn eine entspre­
chende Unterrichtung durch die Rechtsvor­
schriften der Europäischen Gemeinschaft un­
tersagt ist oder den Zielen der öffentlichen 
Ordnung oder Sicherheit zuwiderläuft. 

Recht auf einen Kreditvertragsentwurf 
Sie haben das Recht, auf Verlangen unentgelt­
lich eine Kopie des Kreditvertragsentwurfs zu 
erhalten. Diese Bestimmung gilt nicht, wenn 
der Kreditgeber zum Zeitpunkt der Beantra­
gung nicht zum Abschluss eines Kreditver­
trags mit Ihnen bereit ist. 

(falls zutreffend) 

Zeitraum, während dessen der Kreditgeber an 
die vorvertraglichen Informationen gebunden 
ist 

Diese Informationen gelten vom … bis ... 

(falls zutreffend) 

▼C3
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5. Zusätzliche Informationen beim Fernabsatz von Finanzdienstleistungen 

a) zum Kreditgeber 

(falls zutreffend) 

Vertreter des Kreditgebers in dem Mitglied­
staat, in dem Sie Ihren Wohnsitz haben 

[Name] 

Anschrift [tatsächliche Anschrift, für den Verbraucher] 

Telefon (*) 
E-Mail (*) 
Fax (*) 
Internet-Adresse (*) 

(falls zutreffend) 

Eintrag im Handelsregister [Handelsregister, in das der Kreditgeber einge­
tragen ist, und seine Handelsregisternummer 
oder eine gleichwertige in diesem Register 
verwendete Kennung] 

(falls zutreffend) 
Zuständige Aufsichtsbehörde 

b) zum Kreditvertrag 

(falls zutreffend) 

Ausübung des Widerrufsrechts [Praktische Hinweise zur Ausübung des Wi­
derrufsrechts, darunter Widerrufsfrist, Angabe 
der Anschrift, an die die Belehrung über das 
Widerrufsrecht zu senden ist, sowie Folgen 
bei Nichtausübung dieses Rechts] 

(falls zutreffend) 
Recht, das der Kreditgeber der Aufnahme von 
Beziehungen zu Ihnen vor Abschluss des Kre­
ditvertrags zugrunde legt 

(falls zutreffend) 

Klauseln über das auf den Kreditvertrag an­
wendbare Recht und/oder die zuständige Ge­
richtsbarkeit 

[entsprechende Klausel hier wiedergeben] 

(falls zutreffend) 

Wahl der Sprache Die Informationen und Vertragsbedingungen 
werden in [Angabe der Sprache] vorgelegt. 
Mit Ihrer Zustimmung werden wir während 
der Laufzeit des Kreditvertrags in [Angabe 
der Sprache(n)] mit Ihnen Kontakt halten. 

c) zu den Rechtsmitteln 

Verfügbarkeit außergerichtlicher Beschwerde- 
und Rechtsbehelfsverfahren und Zugang dazu 

[Angabe, ob der Verbraucher, der Vertrags­
partei eines Fernabsatzvertrags ist, Zugang 
zu einem außergerichtlichen Beschwerde- 
und Rechtsbehelfsverfahren hat, und gegebe­
nenfalls die Voraussetzungen für diesen Zu­
gang] 

(*) Freiwillige Angaben des Kreditgebers. 

▼B
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ANHANG III 

EUROPÄISCHE VERBRAUCHERKREDITINFORMATIONEN BEI 

1. Überziehungskrediten 

2. Verbraucherkrediten von bestimmten Kreditorganisationen im Sinne des Artikels 5 Absatz 
2 der Richtlinie 2008/48/EG 

3. bei Umschuldungen 

1. Name des Kreditgebers/Kreditvermittlers und Kontaktangaben 

Kreditgeber [Name] 

Anschrift 
Telefon (*) 
E-Mail (*) 
Fax (*) 
Internet-Adresse (*) 

[Anschrift für Kontakte mit dem Verbraucher] 

(falls zutreffend) 

Kreditvermittler [Name] 

Anschrift 
Telefon (*) 
E-Mail (*) 
Fax (*) 
Internet-Adresse (*) 

[Anschrift für Kontakte mit dem Verbraucher] 

(*) Freiwillige Angaben des Kreditgebers. 

In allen Fällen, in denen „falls zutreffend“ angegeben ist, muss der Kreditgeber das betreffende 
Kästchen ausfüllen, wenn die Information für das Kreditprodukt relevant ist, oder die betref­
fende Information bzw. die gesamte Zeile durchstreichen, wenn die Information für die in Frage 
kommende Kreditart nicht relevant ist. 

Die Vermerke in eckigen Klammern dienen zur Erläuterung und sind durch die entsprechenden 
Angaben zu ersetzen. 

2. Beschreibung der wesentlichen Merkmale des Kreditprodukts 

Kreditart 

Gesamtkreditbetrag 
Obergrenze oder Summe aller Beträge, die 
aufgrund des Kreditvertrags zur Verfügung 
gestellt wird 

Laufzeit des Kreditvertrags 

(falls zutreffend) 
Sie können jederzeit zur Rückzahlung des ge­
samten Kreditbetrags aufgefordert werden. 

3. Kreditkosten 

Sollzinssatz oder gegebenenfalls die verschie­
denen Sollzinssätze, die für den Kreditvertrag 
gelten 

[ % 
— fest oder 
— variabel (mit dem Index oder Referenz­

zinssatz für den anfänglichen Sollzins­
satz)] 
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(falls zutreffend) 

effektiver Jahreszins (*) 
Gesamtkosten ausgedrückt als jährlicher pro­
zentualer Anteil am Gesamtbetrag des Kredits. 
Der effektive Jahreszins soll dem Verbraucher 
einen Vergleich der verschiedenen Angebote 
ermöglichen. 

[ %. Repräsentatives Beispiel unter Angabe 
sämtlicher in die Berechnung des Jahreszinses 
einfließender Annahmen] 

(falls zutreffend) 

Kosten 
(falls zutreffend) 
Bedingungen, unter denen diese Kosten geän­
dert werden können 

[sämtliche vom Zeitpunkt des Vertrags­
abschlusses des Kreditvertrags an zu zahlende 
Kosten] 

Kosten bei Zahlungsverzug ►C3 Bei Zahlungsverzug wird Ihnen [… (an­
wendbarer Zinssatz und Regelungen für seine 
Anpassung sowie gegebenenfalls Verzugskos­
ten)] berechnet. ◄ 

(*) Gilt nicht für die Europäischen Verbraucherkreditinformationen bei Überziehungskrediten in den Mit­
gliedstaaten, die auf der Grundlage von Artikel 6 Absatz 2 der Richtlinie 2008/48/EG beschließen, dass 
für Überziehungskredite kein effektiver Jahreszins angegeben werden muss. 

4. Andere wichtige rechtliche Aspekte 

Beendigung des Kreditvertrags [Bedingungen und Verfahren zur Beendigung 
des Kreditvertrags] 

Datenbankabfrage 
Der Kreditgeber muss Sie unverzüglich und 
unentgeltlich über das Ergebnis einer Daten­
bankabfrage unterrichten, wenn ein Kredit­
antrag aufgrund einer solchen Abfrage abge­
lehnt wird. Dies gilt nicht, wenn eine entspre­
chende Unterrichtung durch die Rechtsvor­
schriften der Europäischen Gemeinschaft un­
tersagt ist oder den Zielen der öffentlichen 
Ordnung oder Sicherheit zuwiderläuft. 

(falls zutreffend) 

Zeitraum, während dessen der Kreditgeber an 
die vorvertraglichen Informationen gebunden 
ist 

Diese Informationen gelten vom … bis ….. 

Falls zutreffend 

5. Zusätzliche Informationen, die zu liefern sind, wenn die vorvertraglichen Informationen 
von bestimmten Kreditorganisationen (Artikel 2 Absatz 5 der Richtlinie 2008/48/EG) zur 
Verfügung gestellt werden oder einen Verbraucherkredit für eine Umschuldung betreffen 

Raten und gegebenenfalls Reihenfolge, in der 
die Raten angerechnet werden 

Sie müssen folgende Zahlungen leisten: 
[repräsentatives Beispiel für einen Ratenzah­
lungsplan unter Angabe des Betrags, der An­
zahl und der Periodizität der vom Verbraucher 
zu leistenden Zahlungen] 

Gesamtbetrag, den Sie zu zahlen haben 
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Vorzeitige Rückzahlung 
Sie haben das Recht, den Kredit jederzeit ganz 
oder teilweise vorzeitig zurückzuzahlen. 
(falls zutreffend) 

Dem Kreditgeber steht bei vorzeitiger Rück­
zahlung eine Entschädigung zu. 

[Festlegung der Entschädigung (Berechnungs­
methode) gemäß den Vorschriften zur Umset­
zung von Artikel 16 der Richtlinie …/…/EG] 

Falls zutreffend 

6. Zusätzlich zu gebende Informationen beim Fernabsatz von Finanzdienstleistungen 

a) zum Kreditgeber 

(falls zutreffend) 

Vertreter des Kreditgebers in dem Mitglied­
staat, in dem Sie Ihren Wohnsitz haben 

[Name] 

Anschrift 
Telefon (*) 
E-Mail (*) 
Fax (*) 
Internet-Adresse (*) 

[Anschrift für Kontakte mit dem Verbraucher] 

(falls zutreffend) 

Eintrag im Handelsregister [Handelsregister, in das der Kreditgeber einge­
tragen ist, und seine Handelsregisternummer 
oder eine gleichwertige in diesem Register 
verwendete Kennung] 

(falls zutreffend) 
zuständige Aufsichtsbehörde 

b) zum Kreditvertrag 

Widerrufsrecht Ja/Nein 

Sie haben das Recht, innerhalb von 14 Kalen­
dertagen den Kreditvertrag zu widerrufen. 
(falls zutreffend) 
Ausübung des Widerrufsrechts 

[praktische Hinweise zur Ausübung des Wi­
derrufsrechts, u. a. Anschrift, an die die Be­
lehrung über das Widerrufsrecht zu senden ist, 
sowie Folgen bei Nichtausübung dieses 
Rechts] 

(falls zutreffend) 
Recht, das der Kreditgeber der Aufnahme von 
Beziehungen zu Ihnen vor Abschluss des Kre­
ditvertrags zugrunde legt 

(falls zutreffend) 

Klauseln über das auf den Kreditvertrag an­
wendbare Recht und/oder die zuständige Ge­
richtsbarkeit 

[entsprechende Klausel hier wiedergeben] 
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(falls zutreffend) 

Wahl der Sprache Die Informationen und Vertragsbedingungen 
werden in [Angabe der Sprache] vorgelegt. 
Mit Ihrer Zustimmung werden wir während 
der Laufzeit des Kreditvertrags in [Angabe 
der Sprache(n)] mit Ihnen Kontakt halten. 

c) zu den Rechtsmitteln 

Verfügbarkeit außergerichtlicher Beschwerde- 
und Rechtsbehelfsverfahren und Zugang zu 
ihnen 

[Angabe, ob der Verbraucher, der Vertrags­
partei eines Fernabsatzvertrags ist, Zugang 
zu einem außergerichtlichen Beschwerde- 
und Rechtsbehelfsverfahren hat, und gegebe­
nenfalls die Voraussetzungen für diesen Zu­
gang] 

(*) Freiwillige Angaben des Kreditgebers. 

▼B
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